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Bürgertum, Arbeiterschaft und städtische Selbstverwaltung 
zwischen Jahrhundertwende und 1920er Jahren 

im deutsch-britischen Vergleich. 
Befunde einer vergleichenden Lokalstudie* 

I. Der Rahmen der Kommunalpolitik in Leipzig und Edinburgh 

Nach der jährlichen Wahl der Bürgerschaftsvertretung im Herbst 1893 

machten sich Leipzigs Stadtväter ernsthafte Sorgen. Nur knapp hatte die 

Kandidatenliste der Sozialdemokraten die Mehrheit der abgegebenen Stim­

men verfehlt, die ihnen auf einen Schlag ein Drittel der Sitze im Stadtparla­

ment gebracht hätte. Bei einem weiteren Stimmenwachstum für die sozial­

demokratischen Kandidaten würden in absehbarer Zeit, so die Befürchtung, 

die kommunalen Selbstverwaltungsgremien ganz oder überwiegend von den 

Vertretern einer Arbeiterbewegung dominiert werden, die den revolutionä­

ren Umsturz der bürgerlichen Gesellschaftsordnung auf ihre Fahnen 

geschrieben hatte. Um dies zu verhindern, änderten die amtierenden Bürger­

schaftsvertreter kurzerhand die Spielregeln und führten noch vor den Wah­

len von 1894 ein Klassenwahlrecht ein, das die Vertretung der Arbeiter­

schaft von vornherein praktisch auf eine Minderheit begrenzte. Die Bedro­

hung der kommunalen Machtposition der etablierten stadtbürgerlichen Füh­

rungsschichten kam nicht von ungefähr. Seit den 1860er Jahren hatten sich 

in der unmittelbaren Umgebung der Stadt Leipzig zahlreiche Industriebe­

triebe angesiedelt, und viele Vorortgemeinden waren zu bevölkerungsrei­

chen Arbeiterquartieren angewachsen. Nach langem Zögern hatten Rat und 

Stadtverordnetenversammlung schließlich Ende der 1880er Jahre beschlos-

Der Aufsatz beruht auf einem im Kolloquium "Sozialstrukturen und soziale Bewegungen" 
am 2. 6. 1997 gehaltenen Vortrag. Die Forschungen wurden im Rahmen des SFB 177 an 
der Universität Bielefeld durchgefiihrt und von der DFG finanziert. 
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sen, die mit dem Stadtgebiet verwachsenen Wohn- und Gewerbegebiete 

einzugemeinden. In den nächsten 25 Jahren vervierfachte sich die städtische 

Bevölkerung von nicht einmal 150.000 in den 1880er Jahren auf annähernd 

600.000 Einwohner am Vorabend des Ersten Weltkriegs. 1 

Der "vorherrschende Zug der neuzeitlichen Entwicklung", konstatierte die 

Verfassungs- und Wahldeputation des Rats der Stadt Leipzig 1894, liege "in 

dem Anwachsen der industriellen Geselschaft, der massenhaften Zunahme 

der Classe der industriellen und gewerblichen Lohnarbeiter, und ihren Be­

strebungen auf wirthschaftlichem und politischem Gebiete". Die Städte 

seien daher vor die doppelte Aufgabe gestellt, "den vor ihren Thoren ange­

sammelten, meist aus der Classe der Lohnarbeiter entstandenen Volksmen­

gen diese zu öffnen, die unnatürliche politische Scheidung des wirthschaft­

lich Zusammengehörigen zu beseitigen, zugleich aber sich vor der politi­

schen Überfluthung und Beherrschung durch die Mengen zu bewahren."2 

Diese Problemlage, die das rasante Bevölkerungswachstum der Stadt aus 

der Sicht der städtischen Führungsschichten mit sich brachte, mag im Leip­

zig der Jahrhundertwende besonders ausgeprägt gewesen sein. Doch grund­

sätzlich sah sich das städtische Bürgertum in der Zeit vor dem Ersten Welt­

krieg besonders dort, wo im Zuge der Industrialisierung und der Urbanisie­

rung das zusammenhängende Siedlungsgebiet über das von den alten Stadt­

mauem begrenzte Terrain hinaus gewachsen war, den Partizipations- und 

Emanzipationsansprüchen unterbürgerlicher Bevölkerungsmehrheiten ge­

genüber. 

Um den Blick auf die Dynamik von stadtbürgerlicher Herrschaftssicherung 

und Demokratisierung der kommunalen Selbstverwaltung über das lokale 

Einzelbeispiel und den deutschen Fall hinaus zu eröffnen, ohne dabei die 

lokale Ebene selbst aus den Augen zu verlieren, ist der folgende Aufsatz als 

vergleichende Lokalstudie angelegt. Mit Leipzig und Edinburgh wurden 

Vgl. die Angaben in: Statistisches Jahrbuch der Stadt Leipzig, Bd. 2, Leipzig 1912, S. 9. 
Zu den Eingemeindungen und ihren politischen Folgen vgl. J. Heiland, Leipzig als Groß­
stadt, Leipzig 1921, S. 9 ff.; K. Pontow, Bourgeoise Kommunalpolitik und Eingemein­
dungsfrage in Leipzig im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts, in: Jahrbuch ftir Regional­
geschichte 8 ( 1981 ), S. 84-106. 

2 Zitiert nach: Leipziger Neueste Nachrichten(= LNN) 7. 10. 1894. 
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dabei Städte ausgewählt, die eine Reihe von sozialstatistischen und wirt­

schaftsstrukturellen Merkmalen gemeinsam haben. Es handelt sich um alte 

Städte, die schon vor der Industrialisierung zu den bedeutendsten ihres Lan­

des gehörten. Ihre Gewerbestruktur ist charakterisiert durch einen großen 

Handels- und Dienstleistungssektor sowie durch eine vielfältige Industrie. 

Beide waren im frühen 20. Jahrhundert Zentren von Buchhandel und Buch­

verlag. Sie beherberg(t)en hohe Gerichte, große Universitäten und zahl­

reiche höhere Schulen. Vor allem waren Leipzig und Edinburgh "bürger­

liche" Städte, geprägt durch eine große Zahl und ein breites Spektrum wirt­

schafts- und bildungsbürgerlicher Existenzen in ihrer Einwohnerschaft. Auf 

der anderen Seite konnte in beiden Städten die Arbeiterbewegung um die 

Jahrhundertwende auf eine Tradition mehrerer Jahrzehnte zurückblicken. 

Der Vergleich zwischen einer deutschen und einer britischen Stadt bietet 

sich vor allem deswegen an, weil in beiden Ländern die kommunale Selbst­

verwaltung einen vergleichsweisen hohen Stellenwert besaß. Denn während 

etwa im nachrevolutionären Frankreich die Städte fest in das Gerüst des 

Zentralstaates integriert wurden, war in Großbritannien und den deutschen 

Staaten lokale Verwaltung in wesentlich weitgehenderem Maße Angelegen­

heit des städtischen Bürgertums.3 Hier wurden vormoderne Traditionslinien 

und Bezugspunkte in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts in durchgreifen­

den Städtereformen aktualisiert. In Großbritannien brachte die große 

Reformgesetzgebung der frühen 1830er Jahre nicht nur die Öffnung des 

Parlaments flir die bürgerlichen Mittelklassen. In den Städten wurde viel­

mehr fast gleichzeitig - 1833 in Schottland, 1835 in England und Wales -

die Old Corruption der sich selbst perpetuierenden Korporationen durch 

gewählte Stadtparlamente, die Town Councils, ersetzt.4 In den Jahrzehnten 

3 Zum deutsch-britischen Vergleich: Asa Briggs, Local, Regional, National: The Historie 
Dimensions of Public Authority, in: Adolf M. Birke/Magnus Brechtken (Hg.), Kommu­
nale Selbstverwaltung. Local Govemment. Geschichte und Selbstverwaltung im deutsch­
britischen Vergleich, München u.a. 1996, S. 13-24. 

4 Vgl. Derek Fraser, Power and Authority in the Victorian City, Oxford 1979, S. 1-2 1; ders. , 
Municipal Reform in Historical Perspective, in: ders. (Hg.), Municipal Reform and the 
Industrial City, Leicester/New York 1982, S. 1-14; E. P. Hennock, Fit and Proper Per­
sons. Ideal and Reality in Nineteenth-Century Urban Government, London 1973, S. 299-
307. 
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nach der Steinsehen Städtereform von 1808 gmg auch in den meisten 

deutschen Staaten die Verwaltung der Kommunen in die Hand von Körper­

schaften über, die sich regelmäßig den Bürgern der Stadt zur Wahl stellen 

mußten. 5 

Die Parlamentarisierung der städtischen Selbstverwaltung war eng verbun­

den mit bürgerlichen Emanzipationsbewegungen und liberalen Ordnungs­

modellen. Die deutschen wie die britischen Städte galten im 19. Jahrhundert 

als Domänen eines liberalen Bürgertums, das in der autonomen Verwaltung 

der gemeinsamen öffentlichen Angelegenheiten gewisser~aßen das Modell 

der "bürgerlichen Gesellschaft" zu verwirklichen suchte. Doch wird man das 

Demokratisierungs- und Emanzipationspotential des bürgerlichen Liberalis­

mus im allgemeinen und der kommunalen Selbstverwaltungsidee im beson­

deren als durchaus ambivalent ansehen müssen. Die Verwaltung der Stadt 

durch ihre Bürger war gemeinhin an die Voraussetzung gekoppelt, daß nur 

diejenigen Einwohner der Stadt daran teilhaben sollten, die durch ihre geisti­

ge wie wirtschaftliche Selbständigkeit in der Lage waren, diese Pflichten 

und Rechte auch wahrzunehmen. In der Praxis war die Mehrheit der erwach­

senen Einwohner von der Partizipation an der kommunalen Selbstverwal­

tung ausgeschlossen.6 Insofern konstituierten die Kommunalverfassungen 

des 19. Jahrhunderts in Großbritannien wie in Deutschland auch bürgerliche 

Herrschaft. 

Seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert wurden die Städte und ihre Selbstver­

waltungskörperschaften in beiden Ländern verstärkt zum Raum, in dem eine 

nach Partizipation und Emanzipation strebende, organisierte Arbeiterbewe-

Vgl. Wolfgang R. Krabbe, Die deutsche Stadt im 19. und 20. Jahrhundert, Göttingen 
1989, S. 8- 13; Georg-Christoph Unruh, Ursprung und Entwicklung der kommunalen 
Selbstverwaltung im frühkonstitutionellen Zeitalter, in: Günter Püttner (Hg.), Handbuch 
der kommunalen Wissenschaft und Praxis, Bd. 1, Berlin 1981, S. 57-70; für Sachsen bzw. 
Leipzig: Rudolf Kötzschke, Die Sächsische Staats- und Gemeindereform 1830/31 und 
ihre Bedeutung für den Aufschwung des wirtschaftlichen und geistigen Lebens im Lande, 
insbesondere in Leipzig, Leipzig 1931. 
Vgl. Krabbe, Stadt, S. 14-19, 48-64; Jürgen Reulecke, Geschichte der Urbanisierung in 
Deutschland, Frankfurt a.M. 1985, S. 131 -139; M. G. Sheppard, The Effects ofthe Fran­
chise Provisions on the Social and Sex Composition of the Municipal Electorate, 1882-
1914, in: Bulletin ofthe Society for the Study ofLabour History 14 (1982), S. 19-23 . 
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gung m konfliktreiche Beziehungen trat zu emem hier direkt politische 

Herrschaft ausübenden Bürgertum. Die verdichteten Kommunikationsbezie­

hungen des urbanen Raumes boten der Formierung einer Arbeiterbewegung 

in vielen der zu industriell-gewerblichen Ballungsräumen angewachsenen 

Städte besonders günstige Bedingungen. Als Träger der Armen-, Arbeits­

losen- und Gesundheitsfürsorge, als administrative Entscheidungszentren für 

Fragen der Stadtplanung, des Wohnungsbaus, der Energieversorgung und 

der Verkehrserschließung oder als Arbeitgeber für eine schnell wachsende 

Zahl von Beschäftigten boten die kommunalen Vertretungs- und Verwal­

tungskörperschaften für die organisierte Arbeiterschaft einen besonderen 

Anreiz, dort eigene Interessen zu artikulieren und Einfluß zu nehmen. 

Andererseits tangierte die Bewältigung der durch die Urbanisierung der 

kommunalen Selbstverwaltung gestellten Aufgaben, vor allem die Aufbrin­

gung und Verwendung der erforderlichen finanziellen Mittel, massiv die 

Interessen des städtischen Bürgertums.7 

In einem grundsätzlich gleichgewichtigen, kontextkontrollierten Vergleich8 

werden nun im folgenden für jede der beiden Untersuchungsstädte die 

Beziehungen zwischen stadtbürgerlichen Führungsschichten und proletari­

schen Emanzipationsbewegungen in den Auseinandersetzungen um die 

Demokratisierung und soziale Öffnung der kommunalen Selbstverwaltung 

zwischen der Jahrhundertwende und den 1920er Jahren in den Blick genom­

men. Es gilt dabei, einerseits die Faktoren und Konstellationen zu isolieren, 

V gl. Adelheid von Saldern, Sozialdemokratische Kommunalpolitik in wilhelminischer 
Zeit, in: Karl Heinz Naßmacher (Hg.), Kommunalpolitik und Sozialdemokratie, Bonn 
1977, S. 18-62; dies., Die Gemeinde in Theorie und Praxis der deutschen Arbeiterorgani­
sationen 1863-1920. Ein Überblick, in: Internationale Wissenschaftliche Korrespondenz 
zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung (= IWK) 12 (1976), S. 295-352; dies., 
SPD und Kommunalpolitik im Deutschen Kaiserreich, in: Archiv fiir Kommunalwissen­
schaft 23 (1984), S. 193-214; Michael Cahill, Labour in the Municipalities, in: Kenneth 
D. Brown (Hg.), The First Labour Party, 1906-1914, London u.a. 1985, S. 89-104. 

8 Vgl. hierzu: Thomas Welskopp, Stolpersteine auf dem Königsweg. Methodenkritische An­
merkungen zum internationalen Vergleich in der Geschichtswissenschaft, in: Archiv fiir 
Sozialgeschichte(= Ats) 35 (1994); zum internationalen Vergleich allg. jetzt: Heinz-Ger­
hard Haupt/Jürgen Kocka, Historischer Vergleich: Methoden, Aufgaben, Probleme. Eine 
Einleitung, in: dies. (Hg.), Geschichte und Vergleich. Ansätze und Ergebnisse internatio­
nal vergleichender Geschichtsschreibung, Frankfurt a.M./New York 1996, S. 9-46. 
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die das für die beiden Städte jeweils Spezifische verdeutlichen, ohne zu 

vergessen, daß Leipzig und Edinburgh letztlich immerparspro foto fiir den 

deutschen bzw. den britischen Fall zu stehen haben. Zum anderen zielt der 

Vergleich aber auch darauf ab, generalisierende Aussagen über allgemeine 

Entwicklungen und Muster zu formulieren, die über das Lokale und das 

Nationale hinausweisen. Im Mittelpunkt der Untersuchung, als Tertii com­

parationis, stehen zunächst die Institutionalisierung stadtbürgerlicher Herr­

schaft, ihre Legitimierung und ihre Legitimität unter den Bedingungen der 

beschleunigten Urbanisierung und der Herausforderung durch die Partizipa­

tionsansprüche der unter- und kleinbürgerlichen Einwohnerschaft vor 1914. 

Zum zweiten geht es um den Stellenwert der Zäsur des Ersten Weltkriegs 

und des allgemeinen Demokratisierungsschubs nach Kriegsende: Inwieweit 

gelang es der Arbeiterbewegung nach 1918, Partizipations- und Hegemonie­

ansprüche in der kommunalen Selbstverwaltung durchzusetzen? In welchem 

Maße blieben stadtbürgerliche Herrschaftspositionen in beiden Vergleichs­

städten erhalten? 

Während nun die Begriffe "Arbeiterschaft" und "Arbeiterbewegung" flir 

einen intergesellschaftlichen Vergleich relativ unproblematisch erscheinen, 

kommt man nicht umhin, einen so vieldeutigen Begriff wie "Bürgertum" 

näher zu explizieren. Zunächst ist es sinnvoll, besonders fiir die Zwecke 

eines deutsch-britischen Vergleichs allgemein von "Mittelklassen" auszuge­

hen, die sich als relativ gut vergleichbare Berufs- und Statusgruppen klas­

sifizieren lassen. Zu diesen bürgerlichen Mittelklassen gehören im Kern die 

Besitzenden und die Gebildeten, also die Unternehmer und Großkaufleute 

(mit fließenden Übergängen zu den besser situierten mittelständischen 

Gewerbetreibenden) und die Angehörigen akademischer Berufsgruppen, die 

im deutschen Sprachgebrauch das Bürgertum im engeren Sinne, im briti­

schen gewöhnlich die Upper und Middle Middle Classes umfassen.9 Die 

Zu diesem Bürgertumsbegriff vgl. Jürgen Kocka, Das europäische Muster und der deut-
sche Fall, in: ders. (Hg.), Bürgertum im 19. Jahrhundert, Bd. 1, Göttingen 1995, S. 9-13; 
zum Begriff der "middle class" vgl. Eric J. Hobsbawm, Die englische Middle Class 1780-
1920, in: ebd. S. 85-112; Roy Lewis/Angus Maude, The English Midd1e Classes, London 
1949, S. 14 ff.; Sidney Pollard, Soziale Ungleichheit und Klassenstrukturen in England: 
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nicht-akademisch gebildeten Angestellten und Beamten und die kleineren 

Gewerbetreibenden werden dagegen eher am Rande des Bedeutungsfeldes 

"Bürgertum" anzusiedeln, als Kleinbürgertum oder Lower Middle Classes 

zu verorten sein. Werden damit in ganz allgemeiner Weise bürgerliche 

Soziallagen umrissen und grob differenziert, so empfiehlt es sich für das 

Thema dieses Aufsatzes, den Terminus "stadtbürgerliche Führungsschich­

ten" einzuführen, um bürgerliche Mittelklassen und bürgerliche Herrschaft 

in der Stadt in Bezug zueinander zu setzen: Stadtbürgerliche Führungs­

schichten bezeichnen demnach diejenigen bürgerlichen Schichten, die bis 

zur Jahrhunderwende gewöhnlich die kommunale Selbstverwaltung trugen, 

aus denen sich vornehmlich die Town Councillors, Stadtverordneten oder 

(ehrenamtlichen) Stadträte rekrutierten und die auch außerhalb der formalen 

Vertretungskörperschaften hegemonialen Einfluß auf die lokale Meinungs­

und Willensbildung ausübten. Schließlich charakterisierten "Bürgertum" 

und "bürgerlich" im deutschen Sprachgebrauch ein politisches "Lager", dem 

zwar im Kern vor allem bürgerliche und kleinbürgerliche Berufs- und Sta­

tusgruppen angehörten, das sich aber grundsätzlich durch Selbstzuordnung 

konstituierte (potentiell also auch Arbeiter umfassen konnte) und dessen 

Zusammenhalt vor allem auf einer gemeinsamen Gegnerschaft zur sozialisti­

schen Arbeiterbewegung gründete. 10 Im deutsch-britischen Vergleich von 

Kommunalpolitik kann dieser Lagerbegriff für die Frage Verwendung fin­

den, ob und inwieweit sich die lokalpolitische Landschaft durch eine Kon­

frontation zwischen einem bürgerlichen und einem proletarisch-sozialisti­

schen Lager strukturierte. 

II. Wahlrecht und politische Partizipation 

Um die Jahrhundertwende waren in britischen wie auch in den meisten deut­

schen Städten kommunale Partizipationsrechte im Kern an die Zahlung von 

Mittel- und Oberklassen, in: Hans-Ulrich Wehler (Hg.), Klassen in der europäischen 
Sozialgeschichte, Göttingen 1979, S. 33-52. 

10 Vgl. zum Folgenden: Kar! Rohe, Wahlen und Wählertraditionen in Deutschland, Frankfurt 
a.M. 1992, S. 19-22. 
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Steuern gekoppelt. Das schottische (und in ähnlicher Form das englische) 

Kommunalwahlrecht setzte dieses Prinzip mit großer Konsequenz um. 11 

Das Steuerrecht der lokalen Selbstverwaltung beschränkte sich hier im 

wesentlichen auf die Erhebung von Rates auf den jährlichen Mietwert von 

Immobilien, die nach einem bestimmten Schlüssel auf Besitzer und Mieter 

oder Nutzer umgelegt wurden. Wie der Besitz oder die Anmietung von 

Wohnhäusern und Wohnungen und gewerblich genutzten Gebäuden und 

Räumen abgabenpflichtig machten, so berechtigte die Entrichtung von Rates 

andererseits dazu, Vertreter zu wählen, die über Verwendung und Verwal­

tung der Kommunalabgaben zu bestimmen hatten. Zwar konnten sich 

einzelne Ratepayers mehrfach für diese Mitbestimmungsrechte qualifizie­

ren, doch gab ihnen dies nicht das Recht, bei Kommunalwahlen mehr als 

eine Stimme für die gleiche Körperschaft abzugeben. Allerdings besaßen 

auch Personen, die außerhalb des Stadtgebiets wohnten, in der Stadt aber ein 

Geschäft betrieben oder Hausbesitz hatten, das kommunale Wahlrecht. Im 

Kern umfaßte der Kreis der Kommunalwähler in Edinburgh und anderen 

schottischen Städten alle Haushaltsvorstände (ob Besitzer oder Mieter der 

Wohnung) sowie die Besitzer oder Pächter von gewerblich genutztem 

Eigentum von über f 1 0 jährlichem Mietwert. Untermieter ("Lodgers") 

konnten sich auf die jährlich erstellte Wählerliste eintragen lassen, wenn sie 

mehr als f 10 Miete jährlich bezahlten. 12 Die Konsequenz, mit der Stimm­

rechte an den finanziellen Beitrag zur Stadtkasse gebunden waren, zeigt sich 

auch daran, daß diese Bestimmungen formal geschlechtsneutral durchge­

führt wurden: Wenn sie die genannten Qualifikationskriterien erfüllten, 

konnten auch Frauen das kommunale Wahlrecht ausüben. Aber in der Praxis 

Vgl. zum schottischen Kommunalwahlrecht der Jahrhundertwende besonders: Mabel At-
kinson, Local Govemment in Scotland, Edinburgh I 904, S. 32-36; Arthur Midwinter, A 
Return to Ratepayer Democracy? The Reform of Local Govemment Finance in Historical 
Perspective, in: Scottish Economic and Social History I 0 (1990), S. 62-65; George S. 
Pryde, Central and Local Govemment in Scotland since I707, London u.a. I960, S. I5 f.; 
ftlr Edinburgh: David Buchan, Edinburgh in its Administrative Aspect, Edinburgh I 908, 
S. 30 ff. 

12 Das englische Kommunalrecht schloß dagegen Untermieter grundsätzlich von der Wahl 
aus (vgl. Sheppard, Effects, S. 20). 
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war der größere Teil der Ehefrauen ausgeschlossen, da gewöhnlich der Ehe­

mann als Haushaltsvorstand auftrat. 

In Leipzig und in anderen deutschen Städten waren dagegen Frauen vor 

1918 grundsätzlich vom Recht, die kommunalen Vertretungskörperschaften 

zu wählen, ausgeschlossen. 13 Dies war nicht die einzige Ausnahme vom 

Prinzip des Steuerzahlerwahlrechts. Die sächsische Revidierte Städteord­

nung von 1873 unterschied nämlich zwischen den Gemeindemitgliedern und 

den Bürgern. Als Gemeindemitglieder galten alle "selbständigen" Einwoh­

ner der Stadt, die jährlich mindestens drei Mark direkte Staatssteuer bezahl­

ten, sowie diejenigen, die dort Grundeigentum besaßen oder ein selbständi­

ges Gewerbe betrieben, also ein Personenkreis, der mit dem der Edinburgher 

Ratepayers vergleichbar war. Diesen Personen stand es frei, das städtische 

Bürgerrecht zu erwerben, sofern sie die sächsische Staatsbürgerschaft 

besaßen. Ab einer gewissen Steuerleistung waren Gemeindemitglieder sogar 

verpflichtet, das Bürgerrecht der Stadt Leipzig zu erwerben. Der Bürger­

status verlieh einerseits das aktive Wahlrecht für die kommunale Vertre­

tungskörperschaft, war aber andererseits auch Quelle von Pflichten: Bürger 

durften ein ihnen angetragenes Amt (als Stadtverordneter, als Armenpfleger 

u.a.) formal nur unter gewissen Voraussetzungen ablehnen. Im Bürgerrecht 

besaß die Stadt Leipzig immer noch Züge einer vormodernen Korporation 

eines kleinen Kreises von vollberechtigten Bürgern, wenn es auch spätestens 

seit der sächsischen Gewerbeordnung von 1861 von den damit einst verbun­

denen umfangreichen wirtschaftlichen und rechtlichen Privilegien entkleidet 

worden war. 

Die Teilnahme an den kommunalen Wahlen, in denen in beiden Städten 

jährlich oder alle zwei Jahre jeweils ein Drittel der Bürgerschaftsvertreter 

sich dem Votum der Stimmberechtigten stellen mußte, war hier wie dort an 

eine Reihe weiterer, relativ ähnlicher Klauseln gebunden. Zunächst einmal 

war eine bestimmte Zeit der Ansässigkeit (durch Wohnen, Hausbesitz oder 

Gewerbebetrieb) in der Stadt zur Ausübung des Wahlrechts erforderlich. 

13 Zur Leipziger Stadtverfassung vgl. vor allem: Leo Ludwig-Wolf, Leipzig, in: Verfassung 
und Verwaltungsorganisation der Städte, Bd. IV/H. 1, Leipzig 1909, S. 132-161; zu Sach­
sen allgemein: Georg Häpe, Königreich Sachsen, in: ebd., S. 3-84. 
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Darüber hinaus verwirkten alle Personen, die ihre Steuern nicht entrichtet 

hatten, wegen Armut von der Steuerzahlung befreit waren oder städtische 

Armenhilfe bezogen hatten, dieses Recht zumindest fiir eine bestimmte Zeit. 

Auf der anderen Seite kamen in Leipzig zu den durch Hausbesitz erworbe­

nen Stimmrechtsqualifikationen besondere Bestimmungen für das passive 

Wahlrecht, denn mindestens die Hälfte der Stadtverordneten mußte mit 

Haus- oder Grundeigentum in der Stadt ansässig sein. Dieses Hausbesitzer­

privileg stellte ein weiteres vom Steuerzahlerprinzip abweichendes Element 

dar, das auf ein traditionales Bild des hausbesitzenden, ansässigen Stadt­

bürgers verwies, der besondere Partizipationsansprüche geltend machen 

konnte. 

Das kommunale Wahlrecht bezog sich in beiden Städten auf ehrenamtliche 

Vertretungskörperschaften, die aber in jeweils unterschiedlicher Weise an 

der Verwaltung kommunaler Angelegenheiten teilnahmen. Im jeweiligen 

System lokaler Selbstverwaltung spiegelten sich dabei unterschiedliche 

nationale verfassungsrechtliche Traditionen und politische Kulturen in mar­

kanter Weise. Das britische Kommunalverfassungsrecht kam in dieser 

Beziehung dem Modell einer von den Bürgern selbst verwalteten Stadt 

wesentlich näher das deutsche. Alle Mitglieder des direkt gewählten Stadt­

parlaments übten ebenso wie der (Ober-)Bürgermeister14 ihr Mandat im 

Ehrenamt aus. Der Town Council fungierte als alleiniges Organ der Willens­

bildung und Entscheidungstindung und war der professionellen Stadtverwal­

tung eindeutig übergeordnet. Das gleiche galt analog für die (in Schottland) 

bis 1929 separat verwalteten öffentlichen Schulangelegenheiten und die 

Armenpflege mit ihren nach ähnlichem Muster konstituierten School Boards 

und Parish Councils. 15 

14 

15 

In schottischen Städten amtierte das Stadtoberhaupt, der "(Lord) Provost", gewöhnlich 
drei Jahre, in England wechselte der "(Lord) Mayor" in der Regel jährlich. 
Ygl. zur britischen Kommunalverfassung allgemein: Bryan Keith-Lucas/Peter G. Rich-
ards, A History of Local Govemment in the Twentieth Century, London u.a. 1978, S. 16-
34, 92-110, 159-179; Josef Redlich, Englische Lokalverwaltung, Leipzig 1901, S. 269-
276, 307-357; zu Schottland bzw. Edinburgh: Atkinson, Local Govemment, S. 31-58; 
Buchan, Edinburgh, S. 30 ff. 
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Diese Form eines lokalen Parlamentarismus steht in deutlichem Kontrast zu 

dem gewissermaßen konstitutionell-bürokratischen System, nach dem die 

meisten deutschen Städten des Kaiserreichs verwaltet wurden. Die klassi­

sche Magistratsverfassung der Stadt Leipzig wies den direkt gewählten 

Stadtverordneten lediglich den Rang einer "Bürgerschaftsvertretung" zu, die 

vor allem die Geldbewilligungs- und Kontrollfunktionen gegenüber einem 

mit der eigentlichen Verwaltung der Stadt betrauten Rat ausübte. Der Rat 

der Stadt wurde zwar von den Stadtverordneten gewählt, ohne ihnen aber in 

seiner Amtsführung direkt verantwortlich zu sein. Zwar bekleidete die 

Mehrzahl der Ratsmitglieder ihr Amt unentgeltlich, doch den Charakter des 

Rates prägten vor allem die professionellen Stadträte und Bürgermeister, die 

als Dezernenten die städtischen Behörden unmittelbar leiteten und die nach 

einmaliger Wiederwahl auf Lebenszeit angestellt wurden und damit Beam­

teneigenschaften annahmen. Ratskollegium und Stadtverordnetenversamm­

lung waren einerseits nach dem Muster von zwei, in ihrer Beschlußfassung 

von einander unabhängigen, Kammern organisiert, wiesen aber andererseits 

deutliche Analogien einer Funktionsteilung von Regierung und Parlament 
16 auf. 

III. Die Sozialdemokratie und die " Reform " des kommunalen Wahlrechts 

in Leipzig 

Die Stadt Leipzig war seit den 1860er Jahren ein Zentrum der sozialdemo­

kratischen Arbeiterbewegung gewesen. Hier hatte Ferdinand Lassalle 1863 

den Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein gegründet. In Leipzig hatten 

August Bebel und Wilhelm Liebknecht mehr als zwei Jahrzehnte lang gelebt 

und gewirkt. Doch ihre politische Macht entfaltete die sozialdemokratische 

Bewegung nicht so sehr in der Stadt selbst, deren Reichstagssitz bis zur 

16 Vgl. für Sachsen/Leipzig: Erich Merke), Der Gemeindebeamte. Ein Abriß des sächsischen 
Verfassungs-und Verwaltungsrechts, 2 . Aufl. Leipzig 1913, S. 112-157; mit Blick auf 
den deutsch-britischen Vergleich: William H. Dawson, Municipal Life and Govemment 
in Germany, London u.a. 1914, S. 81-87; Hennock, Entwicklung; Harry Goetz, Die aus­
ländischen Gemeinden im Vergleich zu den deutschen, in: Hans Peters (Hg.), Handbuch 
der kommunalen Wissenschaft und Praxis, Bd. 1, Berlin u.a. 1956, S. 597-602. 
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Jahrhundertwende fest in nationalliberaler Hand blieb, als in den sie umge­

benden Arbeitervororten. Der Reichstagswahlkreis Leipzig-Land war schon 

vor 1890 mehrmals an einen Sozialdemokraten gegangen, und auch in 

einigen der Gemeindevertretungen war die organisierte Arbeiterschaft reprä­

sentiert gewesen. So lag es nahe, daß die Sozialdemokraten nach dem ersten 

(und umfangreichsten) Eingemeindungsschub in den Jahren nach 1889, der 

zudem mit dem Ende des Sozialistengesetzes zusammenfiel, versuchen 

würden, ihr organisatorisches und politisches Potential auch in den städti­

schen Selbstverwaltungskörperschaften zur Geltung zu bringen. 17 

Nun zeigte sich, daß die Kautelen der Stadtverfassung, die einer "Überflu­

tung" durch unterbürgerliche Massen vorbeugen sollten, angesichts einer gut 

organisierten und zielstrebigen Massenbewegung nur begrenzt wirksam 

waren: Der Steuerzensus schloß nur einen geringeren Teil der erwachsenen 

männlichen Erwerbstätigen aus, der Zugang zum Bürgerrecht war nicht mit 

prohibitiven Gebühren erschwert, der Hausbesitzerparagraph ließ sich rela­

tiv einfach umgehen. Innerhalb weniger Jahre hatten die sozialdemokrati­

schen Kandidaten fast die Stimmenzahl der stärksten "bürgerlichen" Liste 

erreicht. Da der Wahlmodus bewirkte, daß der stärksten Liste alle zur Wahl 

stehenden Mandate zufielen, hätte schon eine relative Stimmenmehrheit den 

Sozialdemokraten innerhalb kurzer Zeit - jedes Jahr wurde ein Drittel der 

Stadtverordneten neu gewählt - die völlige Dominanz im Stadtparlament 

und mittelfristig auch die Mehrheit im Rat beschert. 18 

17 

Der Rat der Stadt versuchte nun, das sozialdemokratische Stimmenwachs­

tum durch eine administrative Verschärfung der Zugangsbestimmungen zum 

Bürgerrecht zu dämpfen. Im Grunde rezipierte man hier den Partizipations-

Vgl. Michael Rudloff/Thomas Adam, Leipzig - Wiege der deutschen Sozialdemokratie, 
Berlin 1996, S. 29-57; Fritz Staudte, Sie waren stärker. Der Kampf der Leipziger Sozial­
demokratie in der Zeit des Sozialistengesetzes 1878-1890, Leipzig 1969. 

18 Vgl. Karl Czok, Die Stellung der Leipziger Sozialdemokratie zur Kommunalpolitik in der 
ersten Hälfte der neunziger Jahre des 19. Jahrhunderts, in: Arbeitsberichte zur Geschichte 
der Stadt Leipzig I (1973), S. 5-17; ders ., Zur Kommunalpolitik in der deutschen Arbei­
terbewegung während der neunziger Jahre des 19. Jahrhunderts, in: Jahrbuch fur 
Regionalgeschichte 7 ( 1979), S. 67-91; Friedrich Seger, Dringliche Reformen. Einige 
Kapitel Leipziger Kommunalpolitik, Leipzig 1912, S. 10 f.; Häpe, Sachsen, S. 13-18; 
Ludwig-Wolf, Leipzig, S. 131 -137. 
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anspruch der Arbeiterschaft als eklatante Mißachtung impliziter Spielre­

geln:19 Einmal würden die Sozialdemokraten ihr kommunales Engagement 

umfassenden, noch dazu auf den Umsturz der bestehenden Gesellschafts­

ordnung zielenden, politischen Bestrebungen unterordnen. Zum anderen 

widerspreche die umstandslose Verleihung des Bürgerrechts an Personen, 

die offensichtlich ungeeignet erschienen, die damit verliehenen Rechte und 

Pflichten zu übernehmen, dem Geist der Städteordnung. Die Argumentation 

des Rates rekurrierte dabei stark auf das alte Modell der vom ehrenamtli­

chen Engagement der Bürger getragenen Stadtgemeinde: Das Bürgerrecht 

enthalte nicht nur ein Wahlrecht, sondern setze vor allem die Fähigkeit 

voraus, aktiv an der Verwaltung der Stadt teilzunehmen und Pflichten für 

die Gemeinde zu erfüllen, die über die Zahlung von Steuern hinausgingen. 

Als gesetzliche Grundlage dieser Sicht zog der Stadtrat einerseits die V er­

pflichtung von Bürgern, kommunale Ämter anzunehmen, heran. Anderer­

seits bezog er sich auf das in der Städteordnung aufgeführte Kriterium der 

"Selbständigkeit": Es sollte geprüft werden, ob der Antragsteller die not­

wendige "geistige und wirtschaftliche Selbständigkeit" zur Erfüllung seiner 

Bürgerpflichten besitze. 20 

Die Kriterien einer gesicherten beruflichen Stellung, die die Stadtbehörde in 

den einzelnen Fällen anlegte, waren so weitgehend, daß mit ihnen jedem 

Lohnarbeiter das Bürgerrecht verweigert werden konnte?1 Dieser Vorstoß 

scheiterte jedoch schnell: Die staatliche Aufsichtsbehörde verwarf die 

Auslegung des Begriffs "Selbständigkeit" durch den Leipziger Rat. "Selb­

ständigkeit" im Sinne des Gesetzes könne nur den Besitz voller Geschäfts­

fähigkeit meinen, so daß Personen, die zur städtischen Einkommenssteuer 

veranlagt wurden, per se als "selbständig" zu gelten hätten?
2 

Damit war der 

19 Vgl. besonders Stadtarchiv Leipzig{= StadtAL) Kap. 5, Nr. 1, Bd. 2: Rat an Kreishaupt­
mannschaft 18. 8. 1894; BI. 88 ff. 

20 
Ebd. BI. 90. 

21 
Vgl. ebd. BI. 89-93. 

22 V gl. Kreishauptmannschaft Leipzig an Rat der Stadt Leipzig 22. 8. 1894, ebd. BI. 97 ff. 
Vgl. Häpe, Sachsen, S. 13 f.; sowie allgemein: Wolfgang Hofmann, Preußische Stadt­
verordnetenvertsammlungen als Repräsentativorgane, in: Jürgen Reulecke (Hg.), Die 
deutsche Stadt im Industriezeitalter, Wuppertal 1978, S. 42-4 7. 
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V ersuch, ein Stadtbürgertum, das auf "geistiger und wirtschaftlicher Selb­

ständigkeit" beruhte, noch einmal als Rechtseinheit zu definieren, geschei­

tert. 

Rat und Stadtverordnete nahmen nun die Option der sächsischen Städte­

ordnung wahr, per Ortsgesetz die als Regelfall vorgesehene gleiche Wahl 

durch die Klassenwahl zu ersetzen.23 Mit der Einführung des Dreiklassen­

wahlrechts im Herbst 1894 in Leipzig und von berufsständischen Wahlrech­

ten in Dresden und Chemnitz in den folgenden Jahren bauten die sächsi­

schen Großstädte in ihren Ortsstatuten Sicherungen gegen die Majorisierung 

der kommunalen Vertretungskörperschaften durch die Vertreter unterbür­

gerlicher Schichten ein, wie sie andernorts in Deutschland in der einen oder 

anderen Form bereits bestanden. Entweder wurden wahlberechtigte Unter­

schichten per Klassenwahlrecht auf eine minoritäre Vertretung begrenzt, 

oder der Kreis der Wählerschaft blieb aufgrund von Zensus- und Bürger­

rechtsbestimmungen drastisch beschränkt, so daß Stadterweiterungen herge­

brachte stadtbürgerliche Herrschaftspositionen weit weniger akut infrage 

stellten?4 In Leipzig zogen die stadtbürgerlichen Eliten mit der Oktroyie-

23 V gl. Czok, Kommunalpolitik, S. 79-87; Seger, Reformen, S. I 0-16; Ludwig-Wolf, Leip­
zig, S. 136-139. 

24 
Vgl. zu den Wahl- und Bürgerrechtsbestimmungen deutscher Städte vor 1914: Wolfgang 
Hofmann, Aufgaben und Struktur der kommunalen Selbstverwaltung in der Zeit der 
Hochindustrialisierung, in: Kurt G. A. leserich u.a. (Hg.), Deutsche Verwaltungs­
geschichte, Bd. 3, Stuttgart 1984, S. 606-612; Krabbe, Stadt, S. 44-47, 606-612; Dawson, 
Municipal Life, S. 58-80; Helmuth Croon, Die gesellschaftlichen Auswirkungen des 
Gemeindewahlrechts in den Gemeinden und Kreisen des Rheinlandes und Westfalens im 
19. Jahrhundert, Köln/Opladen 1960, S. 34-58; ders., Das Vordringen der politischen Par­
teien im Bereich der kommunalen Selbstverwaltung, in: ders. (Hg.), Kommunale Selbst­
verwaltung im Zeitalter der Industrialisierung, Stuttgart 1917, S. 47-51; Hofmann, Stadt­
verordnetenversammlungen, S. 42-45; Michael Sobania, Rechtliche Konstituierungsfak­
toren des Bürgertums, in: Lothar Gall (Hg.), Stadt und Bürgertum im Übergang von der 
traditionalen zur modernen Gesellschaft, München 1993, S. 131-150. Zu den Auseinan­
dersetzungen um das kommunale Wahlrecht in anderen deutschen Städten vgl. u.a. 
Merith Niehuss, Strategien zur Machterhaltung bürgerlicher Eliten am Beispiel kommu­
naler Wahlrechtsänderungen im ausgehenden Kaiserreich, in: Heinrich Best (Hg.), Politik 
und Milieu, St. Katharinen 1989, S. 60-91; Kar I Heinrich Pohl, Kommunen, kommunale 
Wahlen und kommunale Wahlrechtspolitik: Zur Bedeutung der Wahlrechtsfrage fllr die 
Kommunen und den deutschen Liberalismus, in: ders. u.a. (Hg.), Modemisierung und 
Region im wilhelminischen Deutschland, Sielefeld 1995, S. 89- 126. 
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rung neuer Spielregeln gewissermaßen die Notbremse. Dies hatte zur Folge, 

daß das neue Kommunalwahlrecht in breiten Kreisen der Bürger- und Ein­

wohnerschaft als offene Diskriminierung empfunden wurde und ihm deswe­

gen und wegen des fehlenden Traditionsvorlaufs ein tiefgehendes Legitimi­

tätsdefizit anhaftete. So verwundert es nicht, daß im nächsten Vierteljahr­

hundert die Debatten um eine Wahlrechtsreform nicht mehr abrissen. 

Das Leipziger Dreiklassenwahlrecht trug deutlich die Züge eines Kompro­

misses zwischen den alten stadtbürgerlichen Eliten aus dem gehobenen Bür­

gertum und den organisierten Hausbesitzern. Die Bestimmungen garantier­

ten praktisch beiden Gruppen je ein Drittel der zu vergebenden Mandate. 

Das Leipziger Wahlgesetz sah vor, daß in der ersten Abteilung diejenigen 

wählen sollten, die 5/12 des Gesamtbetrags der direkten Gemeindesteuern 

beitrugen, mindestens aber fünf Prozent aller Stimmberechtigten. In der 

zweiten Abteilung waren die nächsten 15 Prozent in der Hierarchie der 

wahlberechtigten Steuerzahler zusammengefaßt, während vier Fünftel der 

Wählerschaft in die 3. Abteilung eingestuft wurden. In der 1. Abteilung 

waren in der Vorkriegszeit etwa 2.000 Personen wahlberechtigt. Wer keine 

städtische Grundsteuer zahlte, mußte etwa 15.000 M. Jahreseinkommen ver­

steuern, um zu den fünf Prozent der Höchstbesteuerten zu gehören. Dies 

waren hauptsächlich diejenigen, die ihr Einkommen aus unternehmerischer 

Tätigkeit bezogen. 1904 waren 54,6 Prozent der Wahlberechtigten in der 1. 

Abteilung Großkaufleute und Industrielle.Z5 Auch die besserverdienenden 

freiberuflich tätigen Ärzte, Rechtsanwälte und Architekten dürften aufgrund 

ihres Einkommens der 1. Wählerabteilung zugeteilt worden sein.26 Die ver­

beamteten Bildungsbürger dagegen erreichten Jahresgehälter von über 

15.000 Mark nur in Spitzenpositionen. Zudem wurden den Reichsgerichts­

angehörigen und den Professoren der Universität nur die Hälfte, den übrigen 

"Festbesoldeten" 80 Prozent der Bezüge als steuerpflichtiges Einkommen 

berechnet. Daher dürften die 8,2 Prozent Beamte und Angestellte unter den 

25 Vgl. StadtAL, Stadtverordnete W3 XVIII; sowie Leipziger Tageblatt(= L TB) 5.1 0. 1906, 

S. 1. 
26 Vgl. die Einkommensangaben in: Paul Heubner, Leipziger Einkommensverhältnisse, in: 

Leipziger Kalender 4 ( 1907), S. 179-192. 
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Wahlberechtigten der 1. Abteilung von 1904 neben ihrem Gehalt größere 

Einkünfte aus Vermögen versteuert oder als Hausbesitzer Grundsteuer ent­

richtet haben. 

In der 2. Abteilung wählten im Vorkriegsjahrzehnt ungefahr 7000 Personen. 

Die untere Einkommensgrenze für Wähler ohne Grundbesitz lag hier bei 

etwa 4000 Mark. 27 Die verfügbaren Daten deuten darauf hin, daß hier die 

besser situierten Handwerksmeister und Einzelhändler wählten, ebenso die 

überwiegende Zahl der akademisch gebildeten Freiberufler und die meisten 

höheren Beamten, soweit sie Bürger der Stadt Leipzig waren.28 Doch bei 

der Zuordnung zur mittleren der drei Wählerklassen war der Zusammenhang 

von mittleren Einkommenslagen und Hausbesitz, der sich in der Addition 

von Einkommens- und Grundsteuer ausdrückte, von zentraler Bedeutung. 

Die quer zum Berufsstatus liegende Kategorie des Haus- und Grundbesitzes 

spielte fur das Interessenprofil vieler Wähler der 2. Abteilung eine offenbar 

prägende Rolle. Die 3. Abteilung schließlich vereinigte die große Mehrheit 

der wahlberechtigten Bürger der Stadt, die Mehrzahl der mittleren und unte­

ren Beamten und Angestellten, die kleineren Gewerbetreibenden und 

schließlich die Arbeiter, die knapp die Hälfte der Wähler der dritten Klasse 

stellten.29 Das spezifische Sozialprofil der Wählerklassen und der Wahlmo­

dus, der der jeweils stärksten Liste alle Mandate zukommen ließ, schlugen 

sich in markanter Weise auf die Zusammensetzung des Leipziger Stadtparla­

ments nieder. Fast die Hälfte der 72 Stadtverordneten waren im Vorkriegs­

jahr 1913114 selbständige Gewerbetreibende, wobei in der 1. Abteilung Fab­

rikanten, Verleger und Großkautleute gewählt wurden, in den anderen bei­

den Abteilungen eher Leute mit handwerklich-mittelständischen Hinter­

grund. Etwa ein Viertel der Stadtverordneten, meist von den Meistbesteuer-

27 Vgl. Ludwig-Wolf, Leipzig, S. 140. 
28 1904 waren 23,3% der Wähler der 2. Abteilung Beamte mit einem Jahreseinkommen von 

über 3.000 M.; 28,9% waren nicht im Handelsregister eingetragene Gewerbe- und 
Handeltreibende, die ebenfalls über dieser Einkommensgrenze lagen. (vgl. StadtAL, 
Stadtverordnete W3 XVIII, BI. 215-218). 

29 Vgl. die Zahlen für 1904: 47,7% Arbeiter, 9,7% Beamte und Angestellte Uber 3.000 M. 
versteuertes Einkommen, 3,3% Handel- und Gewerbetreibende über 3000 M. Einkom­
men. Der Rest verteilt sich auf Mischkategorien (ebd.). 
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ten gewählt, gehörte den akademischen Berufen an, aber überwiegend 

solchen, die in engem beruflichen und gesellschaftlichen Kontakt zum Wirt­

schaftsbürgertum standen, wie Architekten oder Rechtsanwälte. In ähnlicher 

Stärke repräsentiert waren Arbeiter bzw. ehemalige Arbeiter, die als Funk­

tionäre und Angestellte in den Diensten der Sozialdemokratischen Partei, 

von Gewerkschaften und Konsumgenossenschaften standen.30 

In die Wahlordnung von 1894 war eine Klausel aufgenommen worden, mit 

der verhindert werden sollte, daß die Sozialdemokraten alle Mandate der 

dritten Abteilung gewannen. Anders als die Wählerschaft der beiden ersten 

Klassen war die der dritten Abteilung noch einmal in vier Wahlbezirke 

unterteilt worden. Dies sollte bei entsprechender Wahlkreisgeometrie sicher­

stellen, daß in mindestens zwei der Bezirke die Vertreter der "selbständigen 

Handwerker, kleineren Gewerbetreibenden, Beamten, Lehrer" gewählt 

würden, jener kleinbürgerlichen Klientel also, in der die Wahlrechtsvorlage 

"den eigentlichen Kern der früheren Bürgerschaft" erblickte.31 Doch ein 

zunehmender Teil dieser Wähler gab offenbar seine Stimme für sozialdemo­

kratische Kandidaten ab, denn nach der Jahrhundertwende waren die auf die 

sozialdemokratischen Listen entfallenden Stimmenanteile deutlich höher als 

der Prozentsatz der Arbeiter unter den Wahlberechtigten. Die Praxis des 

neuen Wahlmodus war mit einem tendenziellen Bedeutungsverlust der bür­

gerlichen Parteien in der Kommunalpolitik verbunden. Zwar galten die 

Stadtverordneten der 1. Abteilung als nationalliberal, und in der 2. Abtei­

lung wurden Konservative, Antisemiten und Angehörige der auch bei politi­

schen Wahlen auftretenden Mittelstandsvereinigung gewählt. Aber primär 

waren diese Personen als Vertreter sozialer Gruppen gewählt worden, und 

die Parteien selbst spielten bei Kandidatenrekrutierung und Wahlkampf nur 

eine nachgeordnete Rolle. Die 2. Abteilung wurde von einem Wahlkomitee 

dominiert, in dem vor allem die Hausbesitzervereine vertreten waren. In der 

1. Abteilung mit ihren nur etwa 2.000 Wählern wurden die Stadtverordneten 

30 Diese und weitere Angaben zum sozialen Hintergrund von Funktions- und Mandatsträ­
gem stammen aus einer Datenbank, die vom Verfasser im Rahmen eines Forschungspro­
jekts des SFB 177 an der Universität Sielefeld angelegt wurde. 

31 
Zitate nach: LNN 5. 10. 1894, S. 2 f. 
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von einem informellen Komitee der fuhrenden Honoratiorengesellschaft, der 

"Harmonie", handverlesen. Die größte Rolle spielten die Ortsvereine der 

liberalen und konservativen Parteien in der 3. Abteilung, wo sich ihre Kan­

didaten nur in Ausnahmesituationen gegen die sozialdemokratische Konkur­

renz durchsetzen konnten. 

Da die anderen zwei Drittel der Mandate relativ homogenen sozialen bzw. 

interessenpolitischen Gruppierungen zufielen, hatten die Parteien hier ihre 

Funktion als Agenturen des Interessenabgleichs und der Integration diffuser 

Wählermassen verloren und waren in den Wahlkomitees bestenfalls als 

Juniorpartner vertreten. Andererseits rief eben die mangelnde Integration 

jener Bürger Proteste hervor, die weder der großbürgerlichen Oberschicht 

oder dem gehobenen gewerblichen Mittelstand angehörten, noch ihre Inter­

essen primär als Hausbesitzer definierten - die "Bildungsbürger", die Leh­

rer, die Beamten und Angestellten. Es waren die liberalen Parteien, die im 

Vorkriegsjahrzehnt diesen bürgerlichen und "neumittelständischen" Grup­

pen ein politisches Sprachrohr verliehen und eine Reform des Wahlrechts 

einforderten. Dabei bezogen sie mit eigenen Listen ( 191 0) und dem Aufruf 

zum Wahlboykott (1912) offen Stellung gegen das als nationalliberal 

geltende Wahlkomitee für die erste Abteilung. Daß auch der National­

liberale Verein in den Vorkriegsjahren das Leipziger Dreiklassenwahlrecht 

als "plutokratisch" kritisierte, hatte sicher mit politischen Strategien zu tun, 

die über das Kommunale hinausgingen, die aber dennoch auf die Stadt­

politik zurückwirkten. Bei Reichstagswahlen und - nach der Reform des 

sächsischen Wahlrechts 1909 - auch bei Landtagswahlen konnte die Identi­

fikation der Nationalliberalen mit den Interessen der stadtbürgerlichen Ober­

schicht ihnen die breiteren Wählermassen entfremden.32 

32 
Vgl. Seger, Refonnen, S. 3 f., 24 f.; Nationalliberales Vereinsblatt 7 (1912), S. 153; LTB 
II. 9. 1910, I. II. 1910; LNN 8. II. 1912, S. 29, 13. II. 1912, S. 26. Zum Leipziger 
Liberalismus: C. Rohr, Kommunaler Liberalismus und bürgerliche Herrschaft in den 
Städten Frankfurt am Main und Leipzig 1900-1924, in: Jahrbuch ftir Liberalismus-For­
schung 6 (1994), S. 194-177. Zu den Entwicklungen in der sächsischen Nationalliberalen 
Partei vgl. Kar! Heinrich Pohl, Politischer Liberalismus und WirtschaftsbUrgertum: Zum 
Aufschwung der sächsischen Liberalen vor 1914, in: ders./Simone Lässig (Hg.), Sachsen 
im Kaiserreich, Weimar u.a. 1997, S. 101-132. 
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Zwischen 1906 und 1913 wurden mehrere Anläufe zur Reform des 

Leipziger Kommunalwahlrechts unternommen, die allesamt in der Stadtver­

ordnetenversammlung scheiterten.33 Mal stand ein berufsständisches Modell 

zur Debatte; meist ging es um eine Modifizierung des Klassenwahlrechts 

über die Verminderung der Spanne zwischen den Abteilungen oder den 

Wegfall der Anrechnung der Grundsteuern auf die Wählerklasseneinteilung. 

Nachdem 1894 das Prinzip des gleichen Stimmengewichts für alle Bürger 

aufgegeben worden war, kam in der Diskussion um die Gerechtigkeit des 

Wahlrechts zwangsläufig den Kriterien der Stimmengewichtung eine 

zentrale Bedeutung zu. Die Verteidiger des Dreiklassenwahlrechts machten 

die Gerechtigkeit am Verhältnis von finanziellem Beitrag und politischen 

Rechten fest, aber es blieb umstritten, welches Verhältnis angemessen war 

und welche Steuern angerechnet werden sollten. Im Rat der Stadt, wo eine 

Mehrheit von besoldeten und ehrenamtlichen Stadträten die Gefahr einer 

Majorisierung des Stadtparlaments durch die Hausbesitzer fürchtete, und im 

Nationalliberalen Verein und seinen "festbesoldeten" Klientelgruppen 

beurteilte man die Gerechtigkeit des Wahlmodus gewöhnlich vom Ergebnis 

her: Eine Wahlrechtsreform sollte sicherstellen, daß alle Gruppen, Stände 

oder Interessen eine "angemessene" Vertretung erhielten. Um die jeweils er­

wünschten Wirkungen zu erzielen, waren in die Vorschläge oft ausgefeilte 

Berechnungen über deren voraussichtliche Folgen eingeflossen. Neben den 

Sozialdemokraten bekannte sich aber auch ein kleinerer Teil der "bürger­

lichen" Kritiker des Leipziger Dreiklassenwahlsystems zu einem gleichen 

Wahlrecht, vor allem die Linksliberalen und die liberalen und christlich­

nationalen Arbeitnehmerverbände. Letztlich machte jede der an der Debatte 

beteiligten Gruppen die Gerechtigkeit des Wahlrechts an der möglichst vor­

teilhaften eigenen Vertretung fest. Damit war aber der Legitimität und allge­

meinen Akzeptanzjedweden Wahlrechts der Boden entzogen. 

33 Vgl. zum Folgenden: StadtAL, Stadtverordnete W3 XVIII und XIX; ebd. Kap. 7, Nr. 36 
Bd. I, BI. 99-112, 154-158; Verhandlungen der Stadtverordneten zu Leipzig 9. 5. und 3. 
10. 1906,6. 7. 1910,24. 9. 1913; sowie Seger, Reformen, S. 19-32. 
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Nun war vielleicht nicht zu erwarten, daß ein Gremium, dessen Mitglieder 

zu einem größeren Teil ihr Mandat den Bestimmungen des Wahlmodus zu 

verdanken hatten, diesen von sich aus ändern würde. Doch entscheidender 

war wohl der antisozialistische Grundkonsens aller sich als "bürgerlich" ver­

stehenden Gruppen. Es ging daher im innerbürgerlichen Diskurs letztlich 

nur sekundär um die Gerechtigkeit des Wahlsystems. Es ging vielmehr 

darum, welche Auswirkungen das Wahlrecht auf die kommunale Macht­

position der Sozialdemokraten haben würde. Als gewichtigstes Argument 

für das Dreiklassenwahlrecht wurde angeführt, daß es "für eine stete ord­

nungsparteiliche Mehrheit" sorge.34 Umgekehrt mußte sich jeder Reform­

vorschlag an seiner Brauchbarkeit zur Einschränkung der Sozialdemokratie 

messen lassen bzw. seine Befürworter mußten den Beweis antreten, daß 

dadurch keine sozialistischen Mehrheiten drohten. In ähnlicher Weise ver­

suchten die Kritiker des bestehenden Wahlrechts, vor allem seine negativen 

Effekte bei der Bekämpfung der sozialdemokratischen Bewegung nachzu­

weisen.35 Unter diesen Umständen taten sich die bürgerlichen Wahlrechts­

reformer schwer, mit den Sozialdemokraten gemeinsame Sache zu machen. 

In diesem Sinne besaß der antisozialistische Grundkonsens zentrale Bedeu­

tung für die Verteidigung großbürgerlicher Herrschaftspositionen, auch 

nachdem deren Legitimität längst in Frage gestellt war. Mit der Begrenzung 

und Isolierung der Sozialdemokraten in der Stadtverordnetenversammlung 

gelang es den stadtbürgerlichen Führungsgruppen, die Vertreter der Arbei­

terschaft vom eigentlichen Machtzentrum der Kommunalpolitik, dem Rat 

der Stadt, völlig fernzuhalten. In routinemäßigen Absprachen im Vorfeld 

von Stadtratswahlen einigten sich Großbürger- und Mittelstandsfraktion auf 

gemeinsame Kandidaten und blockierten regelmäßig die sozialdemokra­

tischen Vertreter. 36 

34 So der Sprecher der 2. Abteilung, Jähne, in: L TB 29. 9. 1912, S. 21. 
35 Wahlverein nationaler Arbeiter und Angestellter zu Leipzig an StVO Januar 1913 

(StadtAL, Stadtverordnete W3 XIX, BI. 166). 
36 Vgl. Verhandlungen Stadtverordnete 15. 11. 1911, S. 87 ff.; ebd. 3. 12. 1912, S. 204-207. 
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IV. Arbeiterbewegung und Kommunalwahlen in Edinburgh 

In Edinburgh, wie in britischen Städten allgemein, gerieten die hergebrach­

ten Positionen stadtbürgerlicher Führungsschichten im Übergang vom 19. 

zum 20. Jahrhundert kaum unter Druck.37 Die Vermehrung der Einwohner­

zahl Edinburghs von 228.357 (1881) auf 320.318 (1911) erscheint dabei, 

verglichen mit Leipzigs rapidem Wachstum im gleichen Zeitraum, gemä­

ßigt.38 Mag das langsamere Wachstum der Stadt Edinburghs "Stadtväter" 

auch vor weniger formidable Herausforderungen gestellt haben als ihre 

Leipziger Pendants, so partizipierte andererseits ein deutlich größerer Teil 

der Einwohner der schottischen Hauptstadt an der kommunalen Selbstver­

waltung. Das Fehlen eines Bürgerrechts und die Zulassung von Frauen zu 

den Kommunalwahlen hatten zur Folge, daß der Anteil der Wahlberechtig­

ten an der Einwohnerschaft in britischen Städten vor 1914 im allgemeinen 

deutlich höher lag als in deutschen Städten. Während in Leipzig in den 

Vorkriegsjahren nur etwa sieben Prozent der Einwohner für die Stadtverord­

netenwahlen stimmberechtigt waren, standen in Edinburgh etwa 22 Prozent 

der Bevölkerung auf den städtischen Wählerlisten.39 Zudem besaß die Stim­

me eines jeden dieser Wahlberechtigten innerhalb seines Wahlbezirkes das 

gleiche Gewicht. Bei näherem Hinsehen wird man feststellen, daß auch das 

schottische Kommunalwahlrecht in unterschiedlicher Weise die wohlhaben­

deren gegenüber den weniger wohlhabenden Stadtbewohnern privilegierte. 

Neben dem Ausschluß der Empfanger von Armenhilfe, säumiger Steuer­

zahler und wegen Armut von den städtischen Abgaben befreiter Personen 

37 Vgl. den Abriß der allgemeinen Forschung: Barry Doyle, The Structure of Elite Power in 
the Early Twentieth Century: Norwich, 1900-35, in: Urban History 24 (1997), S. 179-
199; zu Edinburgh: David McCrone/Brian Elliott, Property and Power in a City: The 
Sociological Significance of Landlordism, Basingstoke 1989, S. 75-79, 103-111. 

38 Allerdings ist hier zu berücksichtigen, daß die an sich überfällige lnkorporierung der Ha­
fenstadt Leith erst 1920 vollzogen wurde, so daß Edinburgh am Beginn der Zwanziger 
Jahre aufrund 420.000 Einwohner gewachsen war. Vgl. die Angaben in: Census ofScot­
land 1921/I, S.l5. 

39 Vgl. Census of Scotland 1911/1, S. 16; Analysis of Rentals Appearing in the Valuation 
Roll of the Burghof Edinburgh for the Year 1910/ll , Edinburgh 1911; Buchan, Edin­
burgh, S. 29 ff. 
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benachteiligten auch andere, weniger offensichtliche Züge des schottischen 

Ratepayer-Wahlrechts die städtischen Unterschichten. Es ist anzunehmen, 

daß der Anteil der erwachsenen Arbeiter, die als Haushaltsvorstand auftreten 

konnten, deutlich geringer war als der von Middle Class-Angehörigen. 

Ähnliches gilt für die weiblichen Wahlberechtigten, denn es waren wohl 

vornehmlich Witwen und unverheiratete Frauen aus der Middle Class, die 

einen eigenen Haushalt führen konnten, während die Ehefrauen männlicher 

Haushaltsvorstände nicht wahlberechtigt waren. Zudem konnten sich bei 

Wohnungen mit einem Mietwert von über fl5 außer dem Haushaltsvorstand 

auch dessen Sohn oder Tochter bzw. ein Untermieter, bei teureren Wohnun­

gen stufenweise weitere Personen in die Wählerliste aufnehmen lassen. 

Besitzer von vermieteten Häusern und Leute, die Läden, Werkstätten oder 

Büros besaßen oder gemietet hatten, verfügten zwar grundsätzlich über nur 

eine Stimme, auch wenn sie als Haushaltsvorstände zusätzlich qualifiziert 

waren. Doch in Kombination mit der Untermieterregelung konnten besser 

situierte Familien oft erheblich mehr Stimmen mobilisieren als etwa Arbei­

terfamilien. 40 

Alles in allem agierte aber die organisierte Arbeiterschaft in Edinburgh unter 

deutlich besseren rechtlichen Bedingungen als die Leipziger Arbeiterbewe­

gung. In Edinburgh gelang es aber der organisierten Arbeiterschaft bis 1914, 

nur ein Achtel der zu vergebenden Mandate (6 von 48) zu besetzen, während 

in Leipzig zur selben Zeit die sozialdemokratische Stadtverordnetenfraktion 

fast ein Drittel (21 von 72) der Sitze hielt. Dieser merkwürdige Kontrast von 

prohibitiven Zugangsbedingungen und relativer Stärke der organisierten 

Arbeiterschaft in Leipzig und die vergleichsweise offenen und egalitären 

Partizipationsbedingungen bei geringer Präsenz von Arbeitervertretern in 

Edinburgh erscheint erklärungsbedürftig. Es waren im Grunde die nationa­

len politischen Konstellationen in ihrer lokalen Ausformung, die dem V er­

hältnis von stadtbürgerlichen Eliten und organisierter Arbeiterbewegung in 

den beiden Vergleichsstädten den Rahmen gaben. Die Edinburgher - und 

allgemein die britische - Arbeiterbewegung war seit der Mitte des 19. Jahr-

40 Zur Praxis der Ladger Vote vgl. Scotsman 29. I 0. 1927, S. 12. 
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41 

hunderts keiner aktiven staatlichen Verfolgung ausgesetzt. Sie agierte inner­

halb rechtlicher Rahrnenbedingungen, die der gewerkschaftlichen Interes­

senvertretung gegenüber den Arbeitgebern relativ erfolgversprechende 

Möglichkeiten boten. Von daher traten ihre Dachverbände und lokalen Kar­

telle allenfalls als wirtschafts- und sozialpolitische Pressure Groups auf, die 

sich bis zur Jahrhundertwende bei der Artikulation ihrer politischen Inter­

essen vornehmlich auf die liberale Partei verließen. Erst um die 

Jahrhundertwende mit der zunehmenden zentralstaatlichen Intervention in 

die Arbeitsbeziehungen und dem Ausbau sozialstaatlicher Sicherungs­

systeme und unter dem Eindruck gewerkschaftsfeindlicher Gerichtsentschei­

dungen und aggressiverer Arbeitgeberpolitik kam die Formierung einer 

selbständigen Arbeiterpartei in Gang.41 

Die Edinburgher Arbeiterbewegung konnte um die Jahrhundertwende auf 

eine noch etwas ältere Tradition zurückblicken als die Leipziger, aber die 

Formierung als eigenständige Kraft im lokalpolitischen Raum war zu 

diesem Zeitpunkt erst in den Anfangen begriffen. Zwar machten die Edin­

burgher Gewerkschaften im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts immer mal 

wieder (vergebliche) Anläufe, sich eine Vertretung in den kommunalen 

Selbstverwaltungskörperschaften zu sichern. Aber bis zur Jahrhundertwende 

lehnten sich diese Arbeiterwahlvereine eng an die liberalen Stadtbezirks­

organisationen an.42 Erst 1899 änderte das Gewerkschaftskartell seine Lib­

Lab-Strategie und bildete zusammen mit der als "sozialistisch" firmieren­

den, einige Jahre zuvor gegründeten Independent Labour Party (ILP) ein 

gemeinsames kommunales Wahlkomitee. Im Herbst 1900 zog zum ersten 

mal ein Vertreter der Arbeiterbewegung in den Edinburgh Town Council 

ein. 1907 ging aus dem Workers' Municipal Committee der Ortsverein der 

Als knapper Abriß vgl. Ross McKibbin, Why was there no Marxism in Britain?, in: ders., 
The Jdeologies of Class. Social Relations in Britain 1880-1950, Oxford/New York 1990, 
S. 1- 41; flir Edinburgh: Robert Q. Gray, The Labour Aristocracy in Victorian Edin­
burgh, Oxford 1976, S. 144-183. 

42 Vgl. zum folgenden: W. H. Marwick, Municipal Politics in Victorian Edinburgh, in: Book 
of the Old Edinburgh Club 1969, S. 33-38; Gray, Labour Aristocracy, S. 180 ff.; John 
Holford, Reshaping Labour: Organisation, Work and Politics - Edinburgh in the Great 
War and After, London u.a. 1988, S. 147-150. 
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Labour Party hervor, der zunächst nur em loser Verbund des Gewerk­

schaftskartells, einiger Einzelgewerkschaften und der ILP war. Die verstärk­

te kommunalpolitische Aktivität der organisierten Arbeiterschaft im Vor­

kriegsjahrzehnt muß auch im Zusammenhang mit einer allgemeinen strate­

gischen Umorientierung gewerkschaftlicher Politik gesehen werden. Wegen 

der zunehmenden Erfolglosigkeit, Arbeiterforderungen mit Streiks durch­

zusetzen, habe es sich, so der Edinburgh Trades Council 1909, als effizien­

ter erwiesen, Arbeitervertreter in das Parlament zu bringen. Die durch die 

Labour-Gruppe als Juniorpartner einer sozialreformerischen liberalen 

Regierung im Parlament errungenen sozialpolitischen Erfolge sollten nun 

über die Präsenz in den lokalen Vertretungskörperschaften abgesichert wer-
43 den. 

Alles in allem blieb aber auch im Vorkriegsjahrzehnt der organisatorische 

Bezugspunkt der Edinburgher Arbeiterbewegung das Gewerkschaftskartell 

und nicht die Partei. Bei den beiden Parlamentswahlen des Jahres 1910 trat 

Labour in keinem der vier Edinburgher Wahlkreise an. Der Erhalt der libe­

ralen Reformregierung besaß für die Edinburgher Arbeiterführer unbedingte 

Priorität vor einem selbständigen Auftreten, das u.U. die "progressiven" 

Kräfte gespalten und so konservativen Kandidaten zum Sieg verholfen hätte, 

wie dies bei einer Nachwahl 1914 im benachbarten Leith passierte. Kurz, 

die stadtbürgerlichen Trägergruppen sahen sich hier nicht mit einer politisch 

hoch organisierten und mobilisierten Bewegung konfrontiert, die als kom­

promißlose Gegnerirr bürgerlicher Herrschaftsansprüche auftrat oder zumin­

dest so wahrgenommen wurde. Die selbstverständliche Einbeziehung der 

Arbeiterbewegung in die städtische Öffentlichkeit kommt vielleicht am 

deutlichsten dadurch zum Ausdruck, daß im Frühjahr 1914 das Stadtober­

haupt die Eröffnungsrede zum 50jährigen Jubiläum des Edinburgher 

Gewerkschaftskartells hielt. Lord Provos! Inches, ein Tory, erklärte hier, die 

Labour-Stadträte hätten diejenigen Qualitäten gezeigt, die sie nicht nur zu 

Vertretern ihrer Klasse, sondern auch zu hervorragenden Town Councillors 

machten.44 

43 Vgl. Annual Report Edinburgh Trades Councill908/09, Edinburgh 1909, S. 10 f. 
44 Vgl. Scotsman 21. 3. 1914, S. 7. 
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Der Wahlmodus scheint ebenfalls zur Stabilität bestehender Strukturen bei­

getragen zu haben.45 Die Stadt Edinburgh war vor 1914 in 16 Wahlbezirke 

("Wards") eingeteilt, deren Wählerschaftjeden Herbstjeweils einen Vertre­

ter für drei Jahre in das Stadtparlament entsandte. Dieses dezentrale System, 

in dem jeweils 4.000-5.000 Wahlberechtigte über einzelne Personen ab­

stimmten, forderte die "parochiale" Ausrichtung und die Personalisierung 

der Kandidatenrekrutierung. Zwar fungierten die Ward-Organisationen der 

Parteien mitunter als Wahlkomitees, doch gab es offenbar keine zentrale 

Koordination auf gesamtstädtischer Ebene. In der schottischen Hauptstadt 

hatten Kommunalwahlen auch nicht den Charakter eines "Herbstmanövers" 

zur Mobilisierung von Wählerschaft und Parteiapparat, wie dies mit Blick 

auf einige englische Großstädte postuliert worden ist.46 In der Mehrzahl der 

Wards fanden normalerweise überhaupt keine Wahlen statt, da der jeweilige 

Amtsinhaber als einziger Kandidat auftrat. Gegen einen Sitting Councillor 

anzutreten, hatte immer etwas von dem Ruch, man unterstelle dem bishe­

rigen Mandatsträger, seine Aufgaben nicht zufriedenstellend erfüllt zu 

haben. Eine Gegenkandidatur aus offen parteipolitischen Motiven scheint in 

vielen Wards verpönt gewesen zu sein. Die Interessen des Stadtbezirks stan­

den in der Selbstdarstellung der Kandidaten im Vordergrund, auch wenn sie 

von den parochialen Parteiorganisationen aufgestellt worden waren. 

Ein Teil der Councillors läßt sich unschwer als Vertreter wirtschaftlicher 

Interessen, besonders des Lebensmittelhandels, des Hausbesitzes und der 

45 Die folgende Darstellung stützt sich primär auf die Auswertung der Wahlberichterstattung 
im "Scotsman" 1909 bis 1913 Geweils Mitte Oktober bis Anfang November). 

46 Vgl. etwa Hennock, Fit and Proper Persons, S. 131-138; flir die schottischen Großstädte: 
William Miller, Politics in the Scottish City 1832-1982, in: George Gordon (Hg.), Per­
spectives ofthe Scottish City, Aberdeen 1985, S. 190 ff.; Atkinson, Local Govemment S. 
43 f. Zur geringen Politisierung schottischer Kommunalwahlen um 1900 mag auch beige­
tragen haben, daß sich das Muster der politisch vertieften konfessionellen Spaltung der 
Mittelklassen in vielen englischen Städten zwischen Anglikanem und Tories auf der 
einen und Nonkonformisten und Liberalen auf der anderen Seite hier nicht fand. Zwar 
hatte sich Mitte des 19. Jahrhunderts eine starke Freikirche von der presbyterianischen 
schottischen Staatskirche getrennt, aber die konfessionellen Auseinandersetzungen ver­
tieften hier nicht den konservativ-liberalen Gegensatz in einer vergleichbaren Schärfe. 
Zudem übten die Liberalen in vielen schottischen Städten eine bis zur Parteispaltung von 
1886 unangefochtene Hegemonie aus. 
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Bauwirtschaft, identifizieren. Doch sie hüteten sich davor, als organisierte 

Bewegung bei Wahlkämpfen öffentlich in Erscheinung zu treten. Hausbe­

sitzer und Einzelhändler hatten zwar wegen der zentralen Rolle der auf den 

Mietwert von Gebäuden erhobenen Kommunalsteuern einen besonderen 

Anreiz, auf die Politik der kommunalen Körperschaften Einfluß zu nehmen. 

Aber anders als in Leipzig besaßen sie hier nicht die Wahlrechtsprivilegien, 

die ein solches Auftreten erfolgversprechend hätten werden lassen. Der so­

ziale Hintergrund der Town Councillors gibt überwiegend den Eindruck 

einer "parochialen" Elite, einer Middle Middle Class von Honoratioren der 

einzelnen Stadtviertel. Bei sechs oder sieben der Stadtparlamentarier von 

1913114 deuten die Daten auf eine Zugehörigkeit zur Kaufmanns- oder pro­

fessionellen Elite der Stadt.47 Die vergleichsweise schwach ausgeprägten 

politischen Fronten und der parochiale Charakter der Kandidaten­

rekrutierung trugen wohl auch dazu bei, daß Labour Unterschichtenwähler 

nur beschränkt für die eigenen Kandidaten und ein klassenspezifisches Pro­

gramm mobilisieren konnte. Die Arbeiterpartei brach auch in Edinburgh mit 

den etablierten Regeln stadtbürgerlichen Politikverständnisses, als sie im 

Vorkriegsjahrzehnt eigene Kandidaten gegen Sitting Councillors in Arbei­

tervierteln nominierte. Diese Kandidaten waren von einem zentralen Gre­

mium ausgewählt und auf ein Kommunalprogramm eingeschworen worden 

und traten offen als Vertreter einer Partei und klassenspezifischer Interessen 

auf. Doch ein Teil der traditionellen bürgerlichen Town Councillors konnte 

in Arbeitervierteln auch weiterhin auf seine persönliche Popularität als "un­

politische" Sachwalter der Belange des Stadtteils bauen. In fünf von 16 Be­

zirken waren zwischen 1909 und 1913 Arbeitervertreter erfolgreich gewe­

sen; in keinem konnte Labour alle drei Mandate erobern, obwohl Jahr für 

Jahr der gleiche Kreis von Wahlberechtigten abstimmte. Die etablierten 

47 
Wenn auch ein großbürgerlicher Hintergrund ftir einen Town Council/or eher die Ausnah­
me war, so wird man bei der Mehrzahl der nicht-sozialistischen Bürgerschaftsvertreter 
doch von einem gehobeneren Hintergrund ausgehen können. Von daher erscheint mir die 
Kennzeichnung stadtbürgerlicher Hegemonie in Edinburgh als "Shopocracy", die eine 
Herrschaft der Ladenbesitzer suggeriert, eher irrefuhrend zu sein. Vgl. hierzu McCro­
ne/EIIiott, Property, S. 79; sowie die Kritik von Nicholas Morgan/Richard Trainer, The 
Dominant Classes, in: People and Society in Scotland, Bd. 2, Edinburgh 1990, S. 125-
131. 
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Kommunalpolitiker empfanden die eher bescheidenen Erfolge nicht als 

akute Gefahr fiir die "bürgerliche" Hegemonie in der Stadt. Es bestand fiir 

sie schon von daher kein Anlaß, per Wahlrechtsänderung die eigene Position 

zu stabilisieren. Andererseits genoß das Wahlrecht trotz seiner die Unter­

schichten ausschließenden oder benachteiligenden Wirkungen eine bemer­

kenswert breite Akzeptanz, provozierte zumindest vor Ort keinen nennens­

werten Widerstand. 

V. Revolution, Arbeiterbewegung und Kommunalverfassung in Leipzig 

Je länger der Erste Weltkrieg dauerte, desto mehr gerieten lokale und natio­

nale Eliten in Deutschland wie in Großbritannien unter Demokratisierungs­

druck. Die unübersehbare Tatsache, daß Millionen von Männern aller sozia­

len Klassen und Schichten auf beiden Seiten der Front als Soldaten kämpf­

ten und viele von ihnen ihr Leben verloren, daß an der "Heimatfront" 

Frauen anstelle der eingezogenen Männer in deren Positionen in den Be­

trieben und Verwaltungen einrückten, verlieh den politischen Partizipations­

ansprüchen der Unterprivilegierten und Ausgeschlossenen Nachdruck. Ein 

halbes Jahr vor Kriegsende wurde in Großbritannien ein neues Wahlgesetz 

verabschiedet, das allen männlichen Erwachsenen und allen Frauen über 30 

das Parlamentswahlrecht zugestand. Das kommunale Steuerzahlerwahlrecht 

blieb allerdings im Prinzip erhalten. Der Kreis der Wähler erweiterte sich 

um die Ehefrauen der Haushaltsvorstände. Das Stimmrecht sollte fortan den 

Empfängern von Armenhilfe und säumigen Steuerzahlern nicht mehr entzo­

gen werden. Daß weder alle erwachsenen Einwohner der Gemeinden einbe­

zogen wurden, noch die Hausbesitzer- und Business-Stimmen wegfielen, 

unterstreicht die bemerkenswert breite Akzeptanz und den hohen Grad an 

Legitimität, die diese Form der Ratepayer-Demokratie in britischen Städten 

besaßen.48 

48 Vgl. zur britischen Parlamentswahlrechtsrefonn: Martin D. Pugh, Electoral Refonn in 
War and Peace, London 1978; Michael Dyer, Capable Citizens and Improvident Demo­
crats. The Scottish Electoral System 1884-1929, Aberdeen 1996, S. 104-123. 
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Während über die Kommunalverfassung in der lokalen Öffentlichkeit der 

schottischen Hauptstadt kaum diskutiert wurde, stand das Leipziger Stadt­

verordnetenwahlrecht spätestens wieder auf der Tagesordnung, als im April 

1917 die streikenden Arbeiter der Rüstungsbetriebe dessen Demokratisie­

rung in ihren Forderungskatalog aufgenommen hatten. Doch die stadtbür­

gerlichen Eliten waren bis zum Herbst 1918 allenfalls zu einer geringfügi­

gen Modifizierung des bestehenden Dreiklassenwahlrechts, die die Zahl der 

Wähler in den beiden oberen Klassen erhöht hätte, bereit. Die Einführung 

des Verhältniswahlrechts hätte sogar die Position der Leipziger Sozialdemo­

kratie, die fast vollständig zur neugegründeten USPD übergegangen war, 

wohl noch geschwächt.49 Erst im Zeichen des politischen Umschwungs in 

den letzten Wochen des Krieges rang sich eine Mehrheit der Leipziger 

Stadtverordneten dazu durch, allen männlichen Bürgern das gleiche Stimm­

recht einzuräumen und den Wahlmodus dadurch "der Neuzeit restlos anzu­

passen".50 Mit dieser lapidaren Bemerkung des Sprechers der 1. Abteilung 

wurde ein Vierteljahrhundert des Ringens um eine wesentliche institutionel­

le Grundlage stadtbürgerlicher Herrschaft zu den Akten gelegt. 

Schon wenige Tage später machte die Revolution die Beschlüsse der 

städtischen Gremien zur Wahlrechtsreform obsolet und sorgte für einen 

verfassungspolitischen Rahmen, in dem nur eine völlige Demokratisierung 

des kommunalen Wahlrechts im Sinne eines gleichen Stimmrechts aller 

erwachsenen Einwohner der Stadt einschließlich der Frauen infrage kam. In 

der unmittelbaren Nachkriegszeit mußte das Leipziger Bürgertum sogar 

fürchten, seinerseits von der gleichberechtigten Teilnahme an der kommuna­

len Verwaltung ausgeschlossen zu werden. Der Arbeiter- und Soldatenrat 

verfügte wenige Tage nach der Revolution die Auflösung der Stadtverordne­

tenversammlung und versuchte, gegenüber dem weiter amtierenden Rat der 

Stadt seinen Anspruch auf Kontrolle der Stadtverwaltung durchzusetzen. 

Die Leipziger USPD-Führung, die bis Mitte Januar 1919 prominent in der 

49 
Vgl. zu den Wahlrechtsdebatten 1917/ 18: StadtAL, Kap. 7, Nr. 36, Bd. 2, BI. 6-56; sowie: 
Verwaltungsbericht des Rates der Stadt Leipzig ftir die Jahre 1914 bis 1918, Leipzig 
19 19, Bd. 1, S. 25 f. 

50 Vgl. Verhandlungen Stadtverordnete 30. 10. I 9 I 8, S. 536 (Dufour Feronce). 

205 



sächsischen Revolutionsregierung vertreten war und danach Verhandlungen 

um die Bildung einer rein sozialistischen Landesregierung fiihrte, propagier­

te eine Verankerung rätedemokratischer Elemente in der Gemeindeverfas­

sung, konnte dies aber letztlich nicht durchsetzen. 51 

Im Ende Januar 1919 neugewählten Stadtparlament verfUgten die beiden 

sozialdemokratischen Parteien zusammen über eine Majorität der 72 Sitze, 

die Unabhängigen mit 33 und die Mehrheitssozialisten mit sechs. Die Zahl 

der nicht-sozialistischen Stadtverordneten war gegenüber dem Vorjahr um 

nicht ganz ein Drittel, von 48 auf 33 , gefallen. Doch die Zäsur war im bür­

gerlichen Lager wesentlich stärker, als es diese Zahlen ausdrücken. Das 

neue Wahlrecht und die Neuformierung der bürgerlichen Parteien hatten zu 

einem weitgehenden organisatorischen und personellen Umbruch geftihrt. 

Die neugegründeten liberalen und konservativen Sammelparteien, die DDP 

und die DNVP, traten zu den Stadtverordnetenwahlen mit eigenen Listen an. 

Daneben präsentierten die Angestelltenverbände und ein "Bürgerlicher 

Wirtschaftsausschuß" eigene Kandidaten. Doch hinter den neuen Namen der 

Parteien und Wahlausschüsse verbarg sich auch Kontinuität: 20 der 48 bür­

gerlichen Stadtverordneten, die dem im November 1918 aufgelösten Kolle­

gium angehört hatten, waren wieder aufgestellt worden. Allerdings behielten 

nur zehn von ihnen ihr Mandat. Fünf ehemalige Vertreter der Höchstbesteu­

erten zogen ftir die DDP, deren Liste im übrigen deutliche Kontinuitäten zu 

den oppositionellen Vereinigten Liberalen Wahlkomitees der Vorkriegs­

und Kriegszeit aufwies, in das Stadtparlament ein. Vier bisherige Stadtver­

ordnete der 2. Abteilung waren über die Liste des Bürgerlichen Wirtschafts­

ausschusses, die von Untemehmerschaft, gewerblichem Mittelstand und 

Hausbesitz getragen wurde, wiedergewählt worden. Einem weiteren Vertre­

ter der alten Mittelstandsfraktion - einem prominenten Antisemiten - gelang 

51 Vgl. Verwaltungsbericht Leipzig 1914118, Bd. 1, S. 16 f.; Vgl. Walter Fabian, Klassen­
kampf um Sachsen. Ein Stück Geschichte 1908-1930, Löbau 1930, S. 55 ff. ; Karsten 
Rudolph, Die sächsische Sozialdemokratie vom Kaiserreich zur Republik 1871-1923, 
Weimar u.a. 1995, S. 320 f. 
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es, über die Liste der DNVP seinen Sitz auch im neugewählten Stadtparla­

ment zu behalten. 52 

Insgesamt hatte sich das Sozialprofil der Leipziger Stadtverordnetenver­

sammlung im Vergleich zur Vorkriegszeit stark verschoben. Das Stadtparla­

ment hatte nach den Wahlen vom Januar 1919 viel von seiner bürgerlichen 

Prägung verloren. Die Zwei-Drittel-Mehrheit der Akademiker und Selbstän­

digen war auf ein Drittel gefallen. Besonders die Unternehmer und die Ver­

treter des Alten Mittelstands, die zuvor stark repräsentiert gewesen waren, 

mußten massive Einbußen hinnehmen und hatten über die Hälfte ihrer 

Mandate von 1913114 verloren. Mehr als ein Drittel aller Stadtparlamen­

tarier - vor allem die Sozialdemokraten - gehörte nun in einem weiteren 

Sinne zu den Berufspolitikern, die als Verbands-, Partei- und Genossen­

schaftsangestellte und als Redakteure ihren Lebensunterhalt verdienten. 

Wesentlich stärker als in der direkt gewählten Bürgerschaftsvertretung kam 

die Kontinuität zum Vordemokratischen stadtbürgerlichen Regiment im Rat 

der Stadt zum Ausdruck. Während die Stadtverordnetenversammlung in den 

Revolutionstagen durch den Arbeiter- und Soldatenrat aufgelöst worden 

war, amtierte der Rat noch über ein Jahr in seiner alten Zusammensetzung 

weiter. Trotz zunehmender Kritik der Linken an einer "Instanz, die sich aus 

stockfinsteren Zeiten her noch zusammensetzt" und "die ihr Dasein lediglich 

dem Dreiklassenwahlunrecht verdankt",53 dauerte es bis zum Dezember 

1919, bis wenigstens die unbesoldeten Ratsmitglieder neu gewählt wurden. 

Die Neuernennung der nicht-professionellen Stadträte erfolgte nicht wie vor 

1918 nach einem Mehrheits-, sondern nach einem Proportionalwahlmodus, 

so daß sich das Profil des ehrenamtlichen Teils des Stadtrates dem der Stadt­

verordnetenversammlung anglich und auch hier die Vertreter der alten stadt­

bürgerlichen Führungsschichten auf eine kleine Minderheit reduziert 

wurden. Angesichts der Mehrheitsverhältnisse im Stadtparlament kam diese 

52 Vgl. zum Folgenden: Die Verwaltung der Stadt Leipzig 1919, Leipzig 1919, S. 3-15; LTB 
12. 1.1919,S.9. 

53 Zitat: Verhandlungen Stadtverordnete 18. 6. 1919, S. 50 I (Schäfer). 
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Regelung aber nun den bürgerlichen Kräften zugute, denn sie verhinderte 

eine Majorisierung des gesamten Rates durch die Sozialisten. 54 

Die Ablösung oder Neuwahl der besoldeten Stadträte, zumal, wenn sie 

bereits auf Lebenszeit gewählt und damit quasi verbeamtet waren, erwies 

sich dagegen als problematisch.55 Die sächsische Landesregierung wollte 

diese Frage einer neuen demokratischen Gemeindeordnung überlassen, die 

erst 1923 verabschiedet wurde. Die Leipziger Arbeiterbewegung konzen­

trierte sich in den Nachkriegsjahren bei ihrem Angriff auf das letzte große 

Bollwerk stadtbürgerlicher Herrschaft weniger auf die Eroberung der Rats­

mehrheit selbst, sondern ihre Sprecher stellten den Rat selbst zur Disposi­

tion. In der Debatte um die Reform der Kommunalverfassung setzte sich die 

USPD dezidiert für eine Degradierung der professionellen Spitzen der 

Stadtverwaltung zu ausführenden Organen der direkt gewählten Bürger­

schaftsvertreter ein. Mit der Parlamentarisierung der Kommunalverwaltung 

nach britischem Muster hofften die Leipziger Unabhängigen, das heikle Pro­

blem der Abberufung verbeamteter Stadträte auf elegante Weise umgehen 

zu können. Mitunter beriefen sie sich dabei sogar explizit auf alte liberale 

Ordnungsmodelle kommunaler Selbst-Verwaltung, wie sie in den "rein bür­

gerlich[ en ]" Prinzipien der Steinsehen Städteordnung zum Ausdruck 

gekommen seien. 56 

Der Rekurs auf alte liberal-bürgerliche Selbstverwaltungsprinzipien stieß im 

bürgerlichen Lager kaum auf Gegenliebe. Vor allem die führenden Rats­

beamten selbst formulierten in ihren Stellungnahmen zur sächsischen 

54 Ygl. LTB 14.12.1919, S. 15; Hennann Liebmann, Zweieinhalb Jahre Stadtverordnetentä­
tigkeit der USP in Leipzig, Leipzig 1921, S. 2 f. 

55 Vgl. zum Folgenden: Liebmann, Stadtverordnetentätigkeit, S. 3 f.; Gunda Ulbricht, Die 
Selbstverwaltung und das Werden der Gemeindeordnung fur den Freistaat Sachsen 
1923/25, in: Sächsische Heimatblätter 37 (1991), S. 300 f.; Rudolph, Sozialdemokratie, S. 
320-324, 347; Fabian, Klassenkampf, 139 ff.; sowie allgemein zu den sozialdemokrati­
schen Konzepten kommunaler Verfassungsrefonn: Georg Fülberth, Konzeption und 
Praxis sozialdemokratischer Kommunalpolitik 1918-1933, Marburg 1984, S. 135 f.; 
Dieter Rebentisch, Programmatik und Praxis sozialdemokratischer Kommunalpolitik in 
der Weimarer Republik, in: Die alte Stadt 12 (1985), S. 36-39. 

56 So der Vorsitzende der USPD-Fraktion der Stadtverordnetenfraktion, Friedrich Seger, auf 
einer kommunalpolitischen Tagung seiner Partei; zitiert nach: L YZ 8. 3. 1921 (Ausschnitt 
in: StadtAL, Kap. 5, Nr. 7, Bd. 2, BI. 150). 
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Gemeindeverfassungsreform eine scharfe Gegenposition: Eine Übertragung 

der alleinigen Entscheidungskompetenzen auf die direkt gewählte Bürger­

schaftsvertretung hätte zur Folge, daß sich deren Mitglieder in ihren 

Abstimmungen allzu oft von der jeweiligen Stimmung beeinflussen lassen 

würden. Dies wiederum würde bedeuten, daß "für die Stadt wichtige 

Lebensfragen ... leicht unter dem Eindruck einer sehr oft durch eine Reihe 

von Zufälligkeiten geschaffenen Tagesmeinung entschieden würden." Also 

müsse man die bisherige duale Magistratsverfassung grundsätzlich beibehal­

ten und dem Rat genügend Stabilität in der Zusammensetzung verleihen, 

damit er seine Verwaltungsgeschäfte "sachgemäß" führen könne. Dagegen 

benötige die Stadtverordnetenversammlung, die abhängig "von der Stim­

mung der Bürgerschaft" sei, diese Stabilität nicht unbedingt, weil die einzel­

nen Mitglieder nicht unmittelbar "praktische Arbeit" leisteten. 57 

In diesen Stellungnahmen des Rats der Stadt Leipzig in eigener Sache lassen 

sich schon seit 1919 die Umrisse einer Legitimationsstrategie erkennen, die 

darauf zielte, die Residuen stadtbürgerlicher Herrschaft dem direktem demo­

kratischen Zugriff zu entziehen. Die Ratsbeamten konstruierten in diesem 

Diskurs besonders nachdrücklich eine Dichotomie zwischen der berufsmä­

ßigen Stadtverwaltung und dem direkt gewählten Kommunalparlament In 

dieser Lesart stand der Rat für Sachlichkeit und Sachkenntnis, für die 

Orientierung am Gemeinwohl und Überparteilichkeit, für Beständigkeit und 

Verantwortung, für Weitsicht und Zielstrebigkeit. In der Stadtverordneten­

versammlung herrschten dagegen Unbeständigkeit und irrationale Stim­

mungswechsel, Gruppenegoismen und sachfremde Parteipolitik, Unverant­

wortlichkeit und Kurzsichtigkeit. Diese Rhetorik läßt sich problemlos einem 

übergeordneten Diskurs über überparteilichen Staat und "Parteienherrschaft" 

zuordnen, wobei aber auf der kommunalen Ebene die Verknüpfung mit 

bürgerlichen Herrschaftsinteressen besonders markant zum Vorschein 

kommt. Die Beseitigung der Magistratsverfassung, kommentierte die Presse 

im April 1919, würde in den meisten sächsischen Städten die schnelle 

57 Zitate: Bericht Bürgermeister Roth über Besprechung vom 3. 9. 1919, StadtAL, Kap. 5, 
Nr. 7, Bd. 2, BI. 16; vgl. ebenso: Rat der Stadt Leipzig an Ministerium des Innem, Sept. 
1921, StadtAL, Kap. 5, Nr. 7, Bd. 2, BI. 191 ff. 
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Durchsetzung des sozialdemokratischen Gemeindeprogramms zur Folge 

haben.58 Von daher kam der Sicherung der personellen Kontinuität in den 

professionellen Spitzenpositionen der Stadtverwaltung und der Verteidigung 

der Position der verbeamteten Stadträte und des Rates in seiner verfassungs­

mäßigen Stellung überhaupt auch für die bürgerlichen Kommunalpolitiker 

ein hoher Stellenwert zu. Mit der Abschottung der professionellen Verwal­

tung von demokratischer Einflußnahme und mit der Stärkung des Rates als 

Gegengewicht gegen das Stadtparlament war die Hoffnung verbunden, ein 

gutes Stück Kontinuität stadtbürgerlicher Herrschaft über die durch die Re­

volution erzwungene Demokratisierung der ehrenamtlichen Teile der kom­

munalen Selbstverwaltung zu bewahren. 

Die sächsische Gemeindeordnung, die schließlich Mitte 1923 von der Links­

mehrheit des sächsischen Landtags verabschiedet wurde, stellte ausdrücklich 

fest, daß allein die Stadtverordneten zur Willensbildung in allen Gemeinde­

angelegenheiten berufen seien. Dem Rat wurde lediglich die Vorbereitung 

der Willensbildung und die Ausführung des gebildeten Willens zugewiesen. 

Er besaß kein formelles Mitbeschlußrecht mehr und hatte sich mit einem an 

enge Voraussetzungen geknüpften Beanstandungsrecht zu begnügen. Aller­

dings stellte es das neue Kommunalverfassungsrecht in das Ermessen derje­

nigen Städte, für die bis dahin die Revidierte Städteordnung gegolten hatte, 

den Gemeinderat als Körperschaft zu bilden. Den größeren Städten ermög­

lichte die Gemeindeordnung so, den Stadtrat in seiner bisherigen Zusam­

mensetzung aufrechtzuerhalten und ihm auch einige Mitbestimmungskom­

petenzen zu belassen.59 Das Reformwerk stieß in Leipzigs stadtbürgerlicher 

Öffentlichkeit auf fast einhellige Ablehnung: Das kommunale Eigenleben 

werde durch die bewußte Politisierung der Stadtverwaltung vollkommen in 

Unruhe gebracht, eine "organische Entfaltung" werde durch "trostlosen 

Schematismus nach einem Verfassungsrezept" unterbunden. Das Gesetz 

58 LNN I. 4. 1919 (Ausschnitt in: StadtAL, Kap. 5, Nr. 7, Bd. 2, BI. I) 
59 Vgl. Rudolf Siegert, Das Verhältnis der Gemeindeverordneten zum Gemeinderat nach der 

sächsischen Gemeindeordnung, Leipzig 1927, S. 9, 16-24; Erich Merke!, Der Rat der 
Stadt Leipzig nach der neuen Gemeinde-Verfassung, in: Leipzig I (1924), S. 87 ff. 
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atme vor allem eine starke Geringschätzung, ja ein kränkendes Mißtrauen 

gegenüber den berufsmäßig vorgebildeten Gemeindebeamten. 
60 

Doch damit war das letzte Wort in Sachen Stadtverfassung noch nicht 

gesprochen. Bei der Umsetzung der Gemeindeordnung in ein neues Orts­

statut schöpfte die Leipziger Stadtverordnetenversammlung, wo nach den 

Wahlen vom Januar 1924 erstmals seit 1918 die nichtsozialistischen Kräfte 

in der Mehrheit waren, die gesetzlichen Möglichkeiten weitgehend aus, um 

die Position des Rates zu festigen. Zudem hatten sich nach dem Sturz der 

Regierung Zeigner im Herbst 1923 und der nachfolgenden Spaltung der 

sozialdemokratischen Landtagsfraktion die politischen Gewichte in Sachsen 

grundlegend verschoben. 61 Schon zwei Jahre nach der Verabschiedung der 

Gemeindeordnung hatte eine bürgerlich-rechtssozialistische Koalitionsregie­

rung flir eine umfassende Novellierung gesorgt, die in zentralen Punkten die 

alte duale Magistratsverfassung restaurierte. Die 1925 verabschiedete 

Neufassung der Gemeindeordnung räumte dem Stadtrat ein Mitbeschluß­

recht bei der Aufstellung und Abänderung von Ortsgesetzen und Haushalts­

plänen ein. Konnten sich die beiden Körperschaften auch im internen Eini­

gungsverfahren nicht einigen, mußte die neugeschaffene sächsiche Gemein-
e: 62 dekammer angeru1en werden. 

Der andere, beschwerlichere Weg zur Eroberung der Macht im Rathaus 

führte flir die politische Arbeiterbewegung über die sukzessive Ersetzung 

der vom alten Dreiklassenkollegium gewählten besoldeten Stadträte durch 

eigene Leute. Die neue Gemeindeordnung bot auch flir diese Bestrebungen 

günstigere Bedingungen als die alte Revidierte Städteordnung, denn sie 

schaffte zum einen die Wahl auf Lebenszeit ab. Zum anderen konnten die 

bereits verbeamteten Ratsmitglieder durch ein Votum der Stadtverordneten 

abberufen werden. Allerdings mußte in diesem Fall den Betreffenden ihr 

volles Gehalt weiterbezahlt werden.63 Doch hatten die neuen Mehrheits-

60 
Zitate: LNN 21. 7. 1923 (Ausschnitt in: StadtAL, Kap. 5, Nr. 7, Bd. 3, BI. 62). 

61 
Vgl. allgemein zur innenpolitischen Entwicklung in Sachsen nach 1923/24: Benjamin N. 
Lapp, Political Polarization in Weimar Germany. The Saxon BUrgerturn and the Left 
1918119-1930, Diss. Berkeley, Ann Arbor 1991, S. 144-203. 

62 Vgl. Siegert, Verhältnis, S. 17, 27 f. 
63 Vgl. ebd. S. 122. 
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verhältnisse im Stadtparlament zur Folge, daß die Sozialisten die Möglich­

keiten, die die inzwischen in Kraft getretene Gemeindeordnung zur Gestal­

tung kommunaler Politik und zum personellen Revirement der Spitzenposi­

tionen der Stadtverwaltung bot, vorerst nicht nutzen konnten. Zwar beriefen 

die Stadtverordneten 1924 zwei der Ratsbeamten ab. Aber die sture Haltung 

der Kommunisten verhinderte, wie auch bei den Neubesetzungen im folgen­

den Jahr, die Wahl von Sozialdemokraten, obwohl die DDP-Fraktion durch­

aus zu personalpolitischen Kompromissen bereit gewesen wäre. Erst nach 

der Rückeroberung einer Linksmehrheit in der Stadtverordnetenversamm­

lung im Herbst 1926 und einem Kurswechsel der Rathaus-KP gelang es den 

Sozialdemokraten, eigene Vertreter zu besoldeten Stadträten wählen zu 

lassen.64 

Die Rekrutierung von "Seiteneinsteigern" aus den Parteiapparaten, die we­

der eine Kommunalbeamtenlaufbahn absolviert hatten noch zum Teil über­

haupt akademische Qualifikationen mitbrachten, wurde von den etablierten 

Berufsstadträten als Affront betrachtet. Der Oberbürgermeister selbst gab 

diesen Vorbehalten öffentlich Ausdruck, als er 1929 anläßlich der Amtsein­

führung eines sozialdemokratischen 3. Bürgermeisters bekundete, der Rat 

habe erhebliche Bedenken gehabt, dem gewählten Kandidaten wegen dessen 

mangelnder Qualifikation das schwierige Wohlfahrtsamt zu übertragen.65 In 

dieser Brüskierung eines neuen Kollegen verband sich das politische Macht­

kalkül der etablierten stadtbürgerlichen Eliten mit dem Standesbewußtsein 

der höheren Kommunalbeamtenschaft. Um sich dem personalpolitischen 

Einfluß des Stadtparlaments zu entziehen, stellten die Leipziger Ratsbeam­

ten Ende der Zwanziger Jahre auch die Prinzipien kommunaler Selbstver­

waltung hintan. Als die Stadtverordnetenversammlung 1929 beschloß, einen 

besoldeten Stadtrat, der das Pensionsalter erreicht hatte, in den Ruhestand zu 

versetzen, erhob der Rat dagegen Einspruch: Da die berufsmäßigen Ratsmit­

glieder Beamte seien, könnten nicht die Stadtverordneten, die den betreffen­

den Stadtrat gewählt hatten, als Anstellungsbehörde gelten, sondern nur der 

64 V gl. Tätigkeitsbericht der Leipziger Stadtverordnetenfraktion der SPD ftlr die Jahre 1927 
bis 1929, Leipzig 1929, S. 7 f. 

65 Vgl. ebd. 
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Rat, der berufen sei, obrigkeitliche Willenserklärungen abzugeben. Wenn 

der Rat der Stadt Leipzig hier seine Legitimation von der Verpflichtung sei­

ner Mitglieder durch den Staat ableitete, ordnete er seine Eigenschaft als 

kommunales Selbstverwaltungsorgan explizit seiner Funktion als nachge­

stellte Staatsbehörde unter.66 Die Ratsherren mußten sich von der staatli­

chen Aufsichtsbehörde belehren lassen, "Wesen und Zweck des Wahlbeam­

tentums", dessen Vorbild das kommunale Ehrenamt sei, zu verkennen. 

Selbst die Kommentatoren der alten Städteordnung hätten in diesem Um­

stand ein bewußt eingeftihrtes demokratisches Element gesehen. Und was 

unter der Herrschaft des Obrigkeitsstaates gegolten habe, müsse erst recht 

"im heutigen Volksstaat gelten".67 

VI. Bürgertum, Sozialdemokratie und Kommunalpolitik in Leipzig 

in den 19 20er Jahren 

Der Oberbürgermeister und die Dezernenten der städtischen Ämter bildeten 

in den 1920er Jahren einen Pol stadtbürgerlicher Macht in Leipzig, der 

andere Pol formierte sich organisatorisch um den Leipziger Bürgerbund (= 

LBB). Der Bürgerbund war aus dem Leipziger Bürgerausschuß hervorge­

gangen, der sich schon in den ersten Revolutionstagen im November 1918 

formiert hatte und dem sich schnell mehr als hundert Vereine, V er bände und 

Parteien korporativ anschlossen, die das gesamte nicht-sozialistische Spek­

trum abdeckten. Die revolutionäre Nachkriegsphase war in Leipzig gekenn­

zeichnet durch eine verschärfte Polarisierung zwischen organisierter Arbei­

terschaft und organisiertem Bürgertum. Ihren ersten Höhepunkt erreichte 

diese Entwicklung Ende Februar 1919, als der Arbeiter- und Soldatenrat zur 

Unterstützung der Sozialisierungsbewegung einen Generalstreik ausrief und 

der Bürgerausschuß mit einem "Bürgerstreik" konterte. Getragen wurde der 

Bürgerstreik von den Ärzten und Apothekern sowie von den städtischen 

Beamten, die sich weigerten, die Arbeitslosenunterstützung auszuzahlen. 

Die Beteiligung am Bürgerstreik war so etwas wie ein symbolischer Akt, 

66 Vgl. Rat an Stadtverordnete 25.1. und 4.2.1929, StadtAL, Kap. lOL, Nr. 67, BI. 63, 71 ff. 
67 Urteil der Kreishauptmannschaft als Verwaltungsgericht 14. 8. 1929, ebd. BI. 101. 
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mit dem die Teilnehmer ihre Selbstzurechnung zum Bürgertum demon­

strierten. Die Frontlinie zog sich dabei quer durch die unteren und mittleren 

Beamten- und Angestelltenränge. Nachdem im Mai 1919 die unmittelbare 

Gefahr durch den Einmarsch von Regierungstruppen vorüber schien, gingen 

"Bürgerbewegung" und Stadtrat zur Aufstellung bewaffneter Verbände 
über, wobei sich viele Studenten der Leipziger Universität durch den Beitritt 

in ein Zeitfreiwilligenregiment hervortaten. Schließlich kam es in den Tagen 

nach dem Kapp-Putsch zur gewaltsamen Eskalation zwischen bewaffneten 

Arbeitern, den Zeitfreiwilligen und dem Militär.68 

Das städtische Bürgertum formierte sich nach 1918 in Konfrontation mit der 

sozialistischen Arbeiterbewegung als politisches Lager neu. Die Demokrati­

sierung des kommunalen Wahlrechts scheint dabei die Differenzen zwischen 

den vor 1918 privilegierten Großbürgern, gewerblichem Mittelstand und 

Hausbesitzern und den sich benachteiligt und ausgeschlossen fühlenden, 

neumittelständischen und bildungsbürgerlichen Gruppen abgeschliffen zu 

haben. Gleichzeitig brach aber auch die Kontinuität des gesamtliberalen Re­

formbündnisses der Vorkriegszeit, das mit der Vereinigung der beiden 

liberalen Parteirichtungen in der DDP im November 1918 seinen Kulmina­

tionspunkt erreicht hatte, nach 1920 ab. Auch im Bürgerausschuß hatten die 

liberal-demokratischen Kräfte unter dem Vorsitz des Historikers und Nau­

mannianers Walter Goetz bis dahin eine führende Rolle gespielt. Doch 

schon im Laufe des Jahres 1919 hatten die stadtbürgerlichen Führungs­

schichten der Demokratischen Partei den Rücken gekehrt und waren vor 

allem zur DVP abgewandert. Nach dem Ende der bürgerkriegsähnlichen 

68 Vgl. zu den Vorgängen in Leipzig bis Frühjahr 1920: Heiland, Leipzig, S. 109-128; Horst 
Beutel, Die Novemberrevolution von 1918 in Leipzig und die Politik der Leipziger 
USPD-Führung bis zum Einmarsch der konterrevolutionären Truppen des General Maer­
cker am 12. Mai 1919, in: Wissenschaftliche Zeitschrift der Kari-Marx-Universität Leip­
zig, Gesellschafts- und Sprachwissenschaftliche Reihe 7 (1957/58), S. 385-411; Gerhard 
Puchta, Der Arbeiter-und Soldatenrat in Leipzig von November 1918 bis zum 2. Räte­
kongreß Anfang 1919, in: ebd., S. 363-384; Die rote Fahne über Leipzig. Ein Beitrag zur 
Geschichte der November-Revolution 1918 in Leipzig, Leipzig [1958]; Hans Joachim 
Bieber, Bürgertum in der Revolution, Harnburg 1992, S. 207-217; Helmut Amdt, Der 
Kampf der Leipziger Arbeiter gegen die Kapp-Putschisten, in: Jahrbuch zur Geschichte 
der Stadt Leipzig 1980, S. 7-21; sowie die Materialien in: StadtAL, Kap. 72, Nr. 75, Bd. 1 
und 2; ebd. , Kap. 35, Nr. 1232, BI. 1-55. 
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Auseinandersetzungen im März 1920 mußte Goetz sein Amt als Vorsitzen­

der des Bürgerausschusses zugunsten des deutschnationalen Reichstagsab­

geordneten Wunderlich räumen. Die DDP schrumpfte 1920/21 auf einen 

linksliberalen Kern, und ihre prominentesten kommunalpolitischen Vertreter 

verließen die Rathausfraktion. 69 

Auch nach der Demokratisierung der kommunalen Selbstverwaltung läßt 

sich eine Kontinuität der Organisationsformen und -prinzipien stadtbürger­

licher Meinungsbildung und Kandidatenrekrutierung erkennen. 70 Seit 1921 

bildete die unter der Ägide des Bürgerbundes aufgestellte "Wirtschaftspoli­

tische Gemeinschaftsliste" das Gravitationszentrum des lokalen "bürgerli­

chen" Lagers. Organisatorische Träger waren zum einen die Ortsvereine der 

DNVP, des Zentrums und der DVP. Zum anderen wurde die Liste von einer 

großen Zahl von Berufs- und Interessenorganisationen unterstützt, u.a. den 

Innungen, den Hausbesitzervereinen, diversen Vereinen akademischer Be­

rufsgruppen, den Branchen-, Zentral- und Arbeitgeberverbänden von Indu­

strie und Handel sowie christlich-nationalen Arbeitnehmerorganisationen. 

Wenn die Gesellschaft "Harmonie" nicht mehr die direkte politische Rolle 

spielen konnte wie bei der Kandidatenrekrutierung unter den Bedingungen 

des Dreiklassenwahlrechts, so waren die großbürgerlichen Honoratioren in 

der Führung des Bürgerbundes auch Mitte der Zwanziger Jahre prominent 

vertreten. Nach dem Ende des Dreiklassenwahlrechts verbanden sich so die 

Formen informellen Honoratiorentums, die die kommunalpolitischen Akti­

vitäten der Gesellschaft "Harmonie" geprägt hatten, mit den Prinzipien stän­

discher Repräsentanz, wie sie vor allem im Wahlkomitee der ehemaligen 

Mittelstandsabteilung zum Ausdruck gekommen waren. Die DDP hielt an 

einer eigenen Liste fest, ohne jedoch die personellen Verbindungen zum 

Bürgerbund ganz abreißen zu lassen. Daneben scherten bei den einzelnen 

Wahlen immer mal wieder einzelne Gruppierungen und Splitterparteien aus 

der stadtbürgerlichen Einheitsfront aus und bildeten kleinere Fraktionen im 

69 V gl. StadtAL, Kap. 35, Nr. 1232, BI. 55-60; LNN 30. I 0. 1921 , S. 8. 
70 Vgl. zum Folgenden: I 0 Jahre Leipziger Bürgerbund, Leipzig 1928, S. 1 f., II; Tätigkeits­

bericht des Leipziger Bürgerbunds flir 1925, Leipzig 1926, S. 24. 
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Stadtparlament.71 Doch insgesamt stellte die Wirtschaftspolitische Fraktion 

in den 1920er Jahren regelmäßig die bei weitem größte Zahl der nicht­

sozialistischen Stadtverordneten. 

Neben seinen Funktionen als kommunalpolitischer Clearingstelle bildete der 

Leipziger Bürgerbund einen eigenen, mehrstufigen organisatorischen Unter­

bau mit persönlicher Mitgliedschaft aus, wo vor allem die parochialen 

Honoratioren der Stadtteile ein Betätigungsfeld fanden. 1926 gehörte ein 

knappes Drittel der persönlichen Mitglieder dem gewerblichen Mittelstand 

an. Ein weiteres Drittel zählte als Freiberufler und höhere Beamte, als 

Industrielle, Fabrikanten und Großkaufleute, als Gelehrte und Künstler zu 

den bürgerlichen Kernschichten. Neben den etwa 20 Prozent sozial nicht 

näher definierten Hausfrauen, Rentnern und Privatiers kam nur ein Viertel 

der Basis des Bürgerbundes aus den Reihen der abhängig Beschäftigten, den 

Arbeitern und Angestellten sowie den unteren und mittleren Beamten.72 Das 

Organisationsnetz des Bürgerbundes stand in enger institutioneller Tuchfüh­

lung und personeller Verflechtung zu anderen, in den Stadtvierteln aktiven 

bürgerlichen Vereinen und Institutionen, von den Hausbesitzervereinen über 

die Militär- und Veteranenvereine bis zu den Einrichtungen der evangeli­

schen Kirchengemeinden. 73 Sein eigener Organisationsaufbau verlieh dem 

Bürgerbund eine unmittelbare Präsenz bis in die Nachbarschaften. Als eine 

Art gesamtbürgerliche Dachorganisation übernahm er gleichzeitig die V er­

netzung und politische Fokussierung und Effektivierung des bestehenden 

bürgerlichen Vereinswesens in den einzelnen Stadtteilen. 

71 

Im Festhalten an den schon aus der Vorkriegszeit bekannten Topoi der 

"unpolitischen Politik" variierten Bürgerbund und Wirtschaftspolitische 

Stadtverordnetenfraktion die Sachlichkeits- und Überparteilichkeitsrhetorik 

des Rates. Die programmatischen Leitsätze, die der LBB Mitte der Zwan­

ziger Jahre aufstellte, wandten sich gegen die "Alleinherrschaft Ungeschul-

1924 wurde sieben "Völkische" gewählt; 1926 kam die Reichspartei des Deutschen 
Mittelstandes aufvier, die Volksrechts-/Aufwertungspartei aufsechs und die NSDAP auf 
einen Stadtverordneten. 

72 V gl. die Tabelle in: Leipziger Bürgerbund 3 (1926/27), S. 21. 
73 Vgl. ebd. I (1924/25), S. 110; ebd. 2 (1925/26), S. 245 . 
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ter und Unerfahrener" in der Kommunalpolitik und forderten die "Ausschal­

tung des Parteikampfes aus der Gemeindepolitik". 74 Der Politisierung der 

Gemeindeverwaltung und der Entscheidung wirtschaftlicher Belange nach 

parteipolitischen Gesichtspunkten stellten die Theoretiker des Bürgerbundes 

ein traditionales Modell stadtbürgerlichen Engagements entgegen: In die 

Gemeindeparlamente gehörten Leute, die mit "den Belangen des engsten 

Vaterlandes" vertraut seien, "die wirtschaftlich erfahren und berufsmäßig 

möglichst eng mit diesem Gemeinwesen verbunden sind." Als wichtigstes 

Forum stadtbürgerlicher Meinungsbildung und Kandidatenrekrutierung fun­

gierte das lokale Vereins- und Verbandswesen, denn: "Alles Leben einer 

Gemeinde pulsiert in gewissen Vereinen und Gemeinschaften, die zunächst 

gewöhnlich gewisse berufliche oder gemeinsame Interessen vertreten wol­

len." Der Bürgerbund betrachtete es als seine vornehmste Aufgabe, einen 

Ausgleich zwischen diesen Vereinen und ihren Interessen zu schaffen. 75 

In allen programmatischen Äußerungen des Leipziger Bürgerbundes kam 

die antagonistische Frontstellung gegen die organisierte Arbeiterbewegung 

mehr oder minder explizit zum Ausdruck. Der Bürgerbund vertrat am dezi­

diertesten die politische Definition von Bürgertum als Kategorie der Selbst­

zuordnung, als politisches Lager. Bürgertum in diesem Sinne schloß alle 

diejenigen ein, die sich zu einer "bürgerlichen" Weltanschauung bekannten, 

deren Prinzipien in einem als diametral begriffenen Gegensatz zur sozialisti­

schen Weltanschauung standen. 76 

Auf der anderen Seite hielt die Leipziger Sozialdemokratie in der kommu­

nalpolitischen Auseinandersetzung auch nach 1918 an Klassenkampf-Rheto­

rik und demonstrativer Frontstellung gegen das Bürgertum fest. Die politi­

sche Spaltung der Arbeiterbewegung nach 1916/17 wies in Leipzig einige 

markante Eigentümlichkeiten auf, in denen sich auch die lokalen Kon­

stellationen spiegelten.77 Die scharfe Konfrontation zwischen einem macht-

74 Zitiert nach: ebd. 2 ( 1925/26), zwischen S. 74 und 75. 
75 Alle Zitate: ebd., S. 33 f. 
76 Vgl. die Anzeige, in der die Ziele und Positionen des Bürgerbundes schlagwortartig auf­

gelistet werden (in: Leipziger Bürgerbund 2 ( 1925/26), zwischen S. 74 und 75). 
77 Vgl. zum Folgenden: Adarn/Rudloff, Leipzig, S. 102-110, 125-130; Wemer Bramke, Sach­

sen und Leipzig 1918 bis 1934. Die Wechselwirkung zwischen Land und Großstadt, 
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und selbstbewußten Stadtbürgertum und einer hochorganisierten und relativ 

militanten Arbeiterbewegung, die im Grunde bis in die Reichsgründungszeit 

zurückreichte, ließ es in gewisser Weise als folgerichtig erscheinen, daß das 

Gros der Partei sich 191 7 mit dem gesamten organisatorischen Apparat als 

USPD konstituierte. Andererseits fand aber 1922 der Mainstream der Leip­

ziger Partei 1922 größtenteils wieder zur Sozialdemokratie zurück, während 

die Kommunisten deutlich weniger als in vielen anderen Städten von der 

Auflösung der USPD profitierten. 78 In der Leipziger SPD gaben auch nach 

1922 die ehemaligen Unabhängigen den Ton an, zumal der rechte Parteiflü­

gel schon zwei Jahre nach der Wiedervereinigung wieder abgestoßen wurde. 

Dabei hatte der Leipziger SPD-Bezirk am Parteiausschluß der Mehrheit der 

sozialdemokratischen Landtagsabgeordneten 1924/26 maßgeblichen Anteil. 

Die Altsozialdemokraten blieben in Leipzig im übrigen marginal. 

Das ausgesprochen linke Profil der Leipziger Sozialdemokratie trug wohl 

auch dazu bei, daß sozialdemokratische und kommunistische Stadtverordne­

tenfraktionen vor allem in der zweiten Hälfte der 1920er Jahre zumindest 

nach außen hin einen gemeinsamen Block bildeten. Zwar war im konkreten 

Einzelfall ein Zusammengehen der Sozialdemokraten mit den Demokraten 

nicht ungewöhnlich. Lagerübergreifende Kooperation mußte aber offenbar 

immer vor der eigenen Klientel verteidigt werden. Beschwor auf der einen 

Seite vor allem der Bürgerbund die Einheit des Bürgertums und brandmark­

te das Zusammengehen bürgerlicher Stadtverordneter mit den Sozialisten als 

unsolidarisch, so war umgekehrt "Arbeiterverrat" einer der beliebtesten Vor­

würfe, die die Linksparteien untereinander austauschten. Die Stärke der 

politischen Lager im Stadtparlament blieb bis 1933 bemerkenswert kon­

stant. Zwar wechselten die Mehrheiten bei jeder Kommunalwahl, doch ver-

in : ders ./Ulrich Heß (Hg.), Sachsen und Mitteldeutschland, Weimar u.a. 1995, S. 397-
413. 

78 Vgl. Klaus-Michael Mallmann, Milieu, Radikalismus und lokale Gesellschaft. Zur Sozial­
geschichte des Kommunismus in der Weimarer Republik, in: Geschichte und Gesellschaft 
21 (1995), s. 8 f . 
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schoben sie sich jeweils nur um wenige Mandate, während die Stärkever­

hältnisse innerhalb der Lager beträchtlich fluktuierten.79 

Der Gegensatz zwischen zwei gleichstarken kommunalpolitischen Lagern 

bestimmte in den 1920er Jahren die Leipziger Stadtpolitik und überlagerte 

andere Gruppen- und Frontenbildungen. Trotz des zunehmend durch zen­

tralstaatliche Reglementierung verengten Handlungsspielraums verschärften 

sich die Konflikte um kommunalpolitische Entscheidungen. Reizthemen 

fanden sich vor allem dort, wo sich materielle Interessengegensätze ideolo­

gisch überhöhen und im Antagonismus "Bürgertum" versus "Sozialismus" 

auf griffige Formeln bringen ließen. Wo es um den Ausbau des städtischen 

Regiebetriebs und die Verstadtlichung von Dienstleistungen, die Bewirt­

schaftung von Lebensmitteln und Mietraum o.ä. ging, setzten Bürgerbund 

und Wirtschaftspolitische Fraktion auf eine Definition von "Bürgerlichkeit", 

die vor allem privatwirtschaftliche Organisation und Marktregulierung be­

tonte. Andererseits betrachteten die Leipziger Sozialdemokraten und Kom­

munisten die Ausweitung des sozial- und wirtschaftspolitischen Engage­

ments der Stadt oft und gern als Schritt zum sozialistischen Zukunftsstaat 

und fanden sich mit dieser Deutung in merkwürdigem Einklang mit ihren 

bürgerlichen Kontrahenten. 80 

Letztlich gelang es der politischen Arbeiterbewegung vor 1933 nicht, das 

Leipziger Rathaus zu erobern. Dazu wäre die Erhaltung der Linksmehrheit 

im Stadtparlament bei den Wahlen im Herbst 1929 Voraussetzung gewesen. 

Angesichts der drohenden sozialistischen Machtübernahme rückten die 

bürgerlichen Fraktionen näher aneinander, die Wirtschaftspolitische Liste 

erweiterte sich zur Vereinigten Bürgerliste, und dem Bürgerbund gelang es 

nun, große Teile der bürgerlichen Öffentlichkeit in einem intensiven Wahl­

kampf zu mobilisieren. Oberbürgermeister Rothe engagierte sich persönlich 

79 
Ygl. Tätigkeitsbericht SPD 1925/26, S. 7; ebd. S. 13; Leipziger Bürgerbund 3 (1926/27), 
S. 185; Liebmann, Stadtverordnetentätigkeit, S. 16-22,27. 

80 
Vgl. Paul Brandmann, Kommunale Wohlfahrtspolitik in Leipzig vom Wilhelminischen 
Reich bis zur Weltwirtschaftskrise (1890-1929), Diss. Münster 1995, S. 394, 481-484; 
Hans-Uirich Thamer/Jochen-Christoph Kaiser, Kommunale Wohlfahrtspolitik zwischen 
1918 und 1933 im Vergleich (Frankfurt!Leipzig/Nürnberg), in: Jürgen Reulecke (Hg.), 
Die Stadt als Dienstleistungszentrum, St. Katharinen 1995, S. 346-362. 
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für einen Sieg der bürgerlichen Seite und sprach auf zwei großen Wahlkund­

gebungen des Bürgerbundes.81 Offenbar empfand Rothe dieses Auftreten 

nicht als Widerspruch zur immer wieder postulierten Überparteilichkeit der 

professionellen Stadtverwaltung. Seine offen zur Schau getragene Gegner­

schaft gegen die politische Linke zeugte von einem Verständnis von "partei­

politischer Neutralität", das bruchlos an die Mentalität der höheren Beam­

tenschaft der Vorkriegszeit anknüpfte: Ende der 1920er Jahre hatte der 

Oberbürgermeister der Stadt Leipzig die Bekämpfung des "Marxismus" 

wieder zur öffentlichen Aufgabe gemacht. 82 Die Linksparteien verfehlten in 

den Leipziger Kommunalwahlen Ende 1929 die Majorität im Stadtverord­

netenkollegium um ein einziges Mandat. Eine negative Mehrheit von der 

DDP zur NSDAP blockierte nun die Wahl weiterer sozialistischer Berufs­

stadträte und entschied sich bei der Oberbürgermeisterwahl im Frühjahr 

1930 für einen augesprechen konservativen preußischen Kommunalbeam­

ten, den Königsherger Oberbürgermeister Carl Goerdeler. 

VII. Labour und die Kommunalpolitik in Edinburgh in den 1920er Jahren 

Stellte die Revolution des November 1918 eine markante Zäsur für die 

Position stadtbürgerlicher Führungsschichten in Leipzig und anderen deut­

schen Städten dar, so veränderte das Kriegsende die kommunalpolitischen 

Kräfteverhältnisse in Edinburgh kaum. Der Kriegsausgang bestätigte in 

Großbritannien die politischen Eliten, was im Dezember 1918 eindrucksvoll 

durch den überwältigenden Wahlsieg der Regierungskoalition aus Konser­

vativen und einem Teil der Liberalen unter den Bedingungen des (nahezu) 

allgemeinen Wahlrechts zum Ausdruck kam. Bei Parlamentswahlen wirkten 

81 Vgl Tätigkeitsbericht Bürgerbund 1929, S. 11; Leipziger Bürgerbund 6 (1929/30), S. 92 f. 
82 Vgl. auch die Rede des Leipziger Oberbürgermeisters zum 50jährigen Jubiläum des All­

gemeinen Hausbesitzervereins im Oktober 1928 und die folgenden Auseinandersetzun­
gen um die Person Rothes, die mit einer Ermahnung der Aufsichtsbehörde, sich künftig 
im Amt politischer Stellungnahmen zu enthalten, endeten. (Vgl. Verhandlungen Stadtver­
ordnete 7. 11. 1928, S. 1150; Kreishauptmannschaft Leipzig an Oberbürgermeister Rothe 
22. 1. 1929, StadtAL, Kap. 10R, Nr. 121, Beiheft 2, BI. 32 ff.; Leipziger Bürgerbund 5 
(1928/29), S. 98 f.) . 
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sich jedoch das neue Wahlrecht und die liberale Spaltung schon in den 

folgenden Jahren zugunsten der Arbeiterpartei aus, so daß Labour nach den 

drei Wahlgängen von 1922/24 die Liberalen als zweite große Partei abgelöst 

hatte. Diese Entwicklung schlug sich durchaus auch in der schottischen 

Hauptstadt nieder, wo 1918 der erste und 1924 der zweite Labour-Member 

of Parliament gewählt wurden. Am Ende der 1920er Jahre hatte die Labour 

Party schließlich drei der sechs Edinburgher Parlamentssitze erobert.83 Hat­

ten sich einerseits durch den Representation ofthe People Act von 1918 die 

rechtlichen Bedingungen für die Arbeiterbewegung bei nationalen Wahlen 

in beiden Ländern auch grundsätzlich angeglichen, so war nun andererseits 

die Edinburgher Arbeiterschaft im Vergleich zur Leipziger bei Kommunal­

wahlen spürbar benachteiligt. Nach der Aufnahme der Ehefrauen der Haus­

haltsvorstände in die städtischen Wählerlisten war immer noch etwa ein 

Viertel der erwachsenen Einwohner der Stadt vom kommunalen Wahlrecht 

ausgeschlossen. Die Möglichkeiten der Stimmenkumulierung für besser 

situierte Familien per Ladger bzw. Business Vote waren kaum geschmälert 

worden. 

Doch das Weiterbestehen des Steuerzahlerwahlrechts war nur eine der Ursa­

chen dafür, daß sich die Stärke und das neue Selbstbewußtsein der politi­

schen Arbeiterbewegung auf der kommunalpolitischen Ebene kaum in zähl­

baren Erfolgen niederschlugen. Im Gegenteil, bis 1921 verlor Labour trotz 

der Eingemeindung der Hafenstadt Leith und einer Reihe von Vorortge­

meinden 1920 vier der sechs 1914 gehaltenen Mandate. In dem von 50 auf 

71 Sitze vergrößerten Stadtparlament saßen 1921/22 gerade noch zwei 

Arbeitervertreter. Diese Entwicklung mag man bis einem gewissen Grad 

dem "konservativeren" Wahlverhalten der Frauen zuschreiben, die nun die 

deutliche Mehrheit der Edinburgher Kommunalwählerschaft stellten. Zum 

Teil waren aber die Schwierigkeiten der kommunalen Labour Party hausge­

macht, denn schon seit der zweiten Kriegshälfte hatten sich Teile der Bewe-

83 
Vgl. zu den Parlamentswahlen in Edinburgh und Scottland nach 1918: I. G. C. Hutchison, 
A Political History of Scotland, Edinburgh 1986, S. 192 f.; Dyer, Capable Citizens, S. 
13 1- 150; Miller, Politics. Als problemorientierter Abriß zur Ablösung der Liberalen 
durch Labour: Martin Pugh, The Making of Modern British Politics 1867-1939, 2. Aufl. 
Oxford/Cambridge, Mass. 1993, S. 219-235. 
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gung merklich nach links bewegt.84 Unter dem Eindruck der Revolutionen 

auf dem Kontinent und der günstigen Arbeitsmarktposition der ersten Nach­

kriegszeit formierte sich ein radikaler Flügel der Bewegung, der mit militan­

ten Arbeitskampfaktionen politische Forderungen durchsetzen wollte und 

sich sehr viel stärker als in der Vorkriegszeit an marxistischen Leitbildern 

orientierte. Der Radikalisierungsschub in der Arbeiterbewegung und die Lö­

sung politischer Bindungen zu den Liberalen minderten die Wahlchancen 

der Labour-Kandidaten bei den herbstlichen Drittelerneuerungen des Town 

Council. Einmal kam es offenbar in einer ganzen Reihe von Wahlbezirken 

zu informellen Absprachen zwischen den nicht-sozialistischen Gruppen bei 

der Kandidatenaufstellung. 85 Zum anderen gingen die vor 1914 gehaltenen 

Sitze vor allem dadurch verloren, daß die gemäßigten Labour Councillors 

seit 1918 in der Partei und in ihren Wahlkreiskomitees zunehmend unter 

Druck gerieten und infolgedessen ihr Mandat aufgeben mußten, nicht mehr 

kandidierten oder nicht mehr als Labour-Vertreter anerkannt wurden. Damit 

begab sich die Arbeiterpartei des Vorteils, mit Sitting Councillors anzutre­

ten, während die internen Auseinandersetzungen offensichtlich Teile der 

Wählerschaft abschreckten. 

Daß die Zugkraft von Klassenkampf-Parolen bei Kommunalwahlkämpfen in 

der Nachkriegszeit eher begrenzt war, mußte die Partei bei der ersten Wahl 

zum vergrößerten Town Council 1920 in Leith erfahren. Hatte Labour im 

Vorjahr noch drei Mandate bei der Drittelerneuerung des Leith Town Coun­

cil erobert, so zog nun keiner ihrer Kandidaten in das Edinburgher Stadtpar­

lament ein, obwohl sämtliche zwölf Mandate zur Wahl standen. Die "bür­

gerlichen" Kräfte hatten sich in allen Wards auf gemeinsame Kandidaten 

geeinigt und waren mit der zugkräftigen Wahlparole angetreten, dafür Sorge 

84 Vgl. zum Folgenden: Holford, Reshaping Labour, S. 168-209; die Protokolle des Edin­
burgh Trades and Labour Council (National Library of Scotland (= NLS), Ace. 
46761126) 1918-20 und der Centrat Edinburgh Independent Labour Party (ebd. Ace. 
524 1/1) 1918/19 sowie die Kommunalberichterstattung des Scotsman, jeweils Oktober/ 
November 1919-1921. 

85 V gl. Hutchison, Political History, S. 321; Eastem Divisional Council, National Union of 
Unionist Associations for Scotland, Minute Book 1913-34, 28. 4., 26. 7. 1920, NLS Ace. 
I 0424/43 , S. 76 f. , 80. 
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tragen zu wollen, daß die den Bürgern von Leith gemachten Versprechun­

gen auch erfüllt würden. Labour hatte dagegen unzweideutig für die unpo­

puläre Eingemeindung Position bezogen. Der Appell an das lokalpatrioti­

sche Sentiment der Einwohner der Hafenstadt, die vom großen und unge­

liebten Nachbarn Edinburgh geschluckt worden war, erwies sich auch in den 

Arbeitervierteln als attraktiver als die Parole, durch die kommunalpolitische 

Arbeit der Arbeiterklasse eine möglichst günstige Position für ihren Kampf 

gegen das kapitalistische System zu verschaffen.86 

Noch Mitte der 1920er Jahre hatte sich die Zusammensetzung des Edin­

burgh Town Council gegenüber der Vorkriegszeit nicht grundlegend verän­

dert. Genau ein Viertel der Vertreter der sechzehn Wards des alten Stadtge­

biets und der gleiche Prozentsatz der in den vier Wahlbezirken von Leith 

gewählten Councillors hatten schon zwölf Jahre zuvor im Edinburgh bzw. 

Leith Town Council gesessen (insgesamt 15 von 60). 87 Der Grad personeller 

Kontinuität im Edinburgher Stadtparlament über die Zäsur des Krieges hin­

weg wird noch markanter, wenn man ihn in Kontrast zur Leipziger Stadtver­

ordnetenversammlung setzt, wo 1925/26 nur drei von 73 Mandatsträgern 

dem Kollegium schon vor 1914 angehört hatten. Das Sozialprofil des Town 

Council hatte sich gegenüber der Vorkriegszeit kaum verändert, ja, die wirt­

schaftsbürgerliche und mittelständisch-gewerbliche Dominanz hatte sogar 

noch zugenommen. Die kleineren oder größeren Geschäftsleute machten 

nun gut 70 Prozent (statt 56 Prozent) der "Stadtväter" aus, während der An­

teil der Professionals rückläufig war. Zum Teil war diese Verschiebung eine 

Folge der Eingemeindungen von 1920, denn 17 der 21 Vertreter der neuen 

Stadtviertel waren selbständige Gewerbetreibende, während die Zahl der in 

den Wards von Alt-Edinburgh gewählten Geschäftsleute relativ konstant 

geblieben war. Labour hielt 1925 wie schon 1913 sechs Mandate, allerdings 

in einem um fast die Hälfte vergrößerten Gremium. 

86 Vgl. Scotsman 30. I 0. 1920, S. 7; ebd. 3. II. 1920, S. I 0; sowie Edinburgh and District 
Trades and Labour Council Annual Report 1921, Edinburgh 1922, S. 13. 

87 Hinzu kamen noch die neun Vertreter der drei zuvor zum County Mid/othian gehörenden 
Wards sowie die beiden von den alten Kaufmanns- und Handwerkskorporationen ernann­
ten Mitglieder des Town Council, der Dean ofGuild und der Convener ofTrades. 
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Bei der Drittelerneuerung des Stadtparlaments im folgenden Jahr gelang es 

der Arbeiterbewegung, diese Zahl auf einen Schlag mehr als zu verdoppeln. 

Der Durchbruch der politischen Arbeiterbewegung als ernstzunehmende 

Kraft im Kommunalparlament im November 1926 scheint vor allem Folge 

von Ereignissen gewesen zu sein, die ein halbes Jahr zuvor die Stadt in 

Atem gehalten hatten. Die Mobilisierung der Edinburgher Einwohnerschaft 

durch den Generalstreik vom Mai 1926 wies in einigen Aspekten bemer­

kenswerte Parallelen mit dem Leipziger General- und Bürgerstreik von 1919 

auf. Die britische Arbeiterbewegung setzte hier zum ersten Mal den landes­

weiten allgemeinen Streik als Mittel ein, um Forderungen gegenüber der 

Regierung durchzusetzen. 88 Der Generalstreik von 1926 bewirkte in Edin­

burgh und anderswo eine schlagartige Verschärfung und Aktualisierung der 

gesellschaftlichen Auseinandersetzungen entlang der Klassenlinie, zwischen 

Warking Classes und Middle Classes. Wie in Leipzig 1919 bewegten die 

Ausrufung eines allgemeinen Streiks zur Durchsetzung von Arbeiterforde­

rungen, dessen das gesamte öffentliche Leben beeinträchtigende Wirkungen 

und die von den stadtbürgerlichen Eliten verkündeten Gegenmaßnahmen 

größere Teile der Einwohnerschaft, für die eine oder die andere Seite Stel­

lung zu beziehen. Town Council und Stadtverwaltung riefen die Bürger­

schaft auf, sich als freiwillige Helfer und Hilfspolizisten zur Aufrechterhal­

tung der öffentlichen Sicherheit, der Energieversorgung und der Verkehrs-
. . h ld 89 emnc tungen zu me en. 

Diese eindeutig gegen den Streik gerichteten Anstrengungen der Stadt stell­

ten in den Augen vieler Arbeiterwähler die Glaubwürdigkeit der traditionel­

len Vertreter ihrer Wahlbezirke in Frage, die immer beteuert hatten, auch 

ihre Interessen zu vertreten. Im einige Monate nach dem Ende des Streiks 

anlaufenden jährlichen Kommunalwahlkampf machte die Arbeiterpartei das 

Verhalten der nicht-sozialistischen Mitglieder des Stadtparlaments während 

der Maitage zum vorrangigen Thema. Für die Labour-Kandidaten hatte der 

88 Zum Generalstreik in Edinburgh vgl. Ian MacDougall, Edinburgh, with some Notes on 
the Lothians and Fife, in: Jeffrey Skelley (Hg.), The General Strike, London 1976, S. 
140-159. 

89 
Vgl. MacDougall, Edinburgh S. 144 ff.; Scotsman 5. 5. 1926, S. 10. 
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Generalstreik offengelegt, daß der Town Council in semer derzeitigen 

Zusammensetzung nichts anderes als das lokale Instrument der "Employing 

Classes" war.90 Die zur Wiederwahl antretenden Town Councillors in den 

Arbeiter-Wards hatten in ihren Wahlversammlungen sichtlich Mühe, ihre 

Haltung vor ihren Wählern zu rechtfertigen. Eine ganze Reihe Sitting Coun­

cillors verlor dann auch ihren z.T. seit der Vorkriegszeit gehaltenen Sitz an 

einen Labour-Vertreter. 

Eine Voraussetzung für den kommunalpolitischen Durchbruch der Labour 

Party war sicherlich die Mobilisierung organisatorischer Ressourcen, durch 

die der Vorsprung der etablierten Parteien aufgeholt bzw. die quasi natürli­

chen Wettbewerbsvorteile der parochialen Honoratioren kompensiert wur­

den. In der ersten Hälfte der 1920er Jahre formierte sich Labour in Edin­

burgh als Partei mit persönlicher Mitgliedschaft und organisatorischem 

Unterbau.91 Die Labour Party/Edinburgh Branch verlor ihren Charakter als 

loser Wahlausschuß, auch wenn Lokalpartei und Gewerkschaftskartell orga­

nisatorisch eng verknüpft blieben und 1920 zum Edinburgh Trades and 

Labour Council verschmolzen. Mit der Bildung von schlagkräftigen Parla­

mentswahlkreisorganisationen und dem systematischen Aufbau von Ward­

Vereinen zog die Arbeiterpartei bis Mitte der Zwanziger Jahre mit den 

beiden anderen Parteien gleich. Mit der organisatorischen vollzog sich eine 

gewisse programmatische Konsolidierung, die auch mit einer klareren Ab­

grenzung zur Kommunistischen Partei verbunden war. Den Einzelgewerk­

schaften wurde es nun ausdrücklich untersagt, Kommunisten als Vertreter in 

Parteigremien zu entsenden. Allerdings blieben die lokale KP und andere 

linksradikale Gruppen in der Stadtpolitik marginal. Sie kandidierten zwar 

gelegentlich bei den Wahlen zum Town Council, erzielten aber gewöhnlich 

nur einige Dutzend Stimmen und waren weit davon entfernt, ein Mandat zu 

gewinnen. 

90 
So der Labour-Kandidat Paton (North Leith), zitiert nach: Scotsman 30. 10. 1926, S. 10. 

91 Vgl. zum Folgenden: Holford, Reshaping Labour, S. 175 ff., 207-215; Protokolle des 
Edinburgh Trades and Labour Counci1 2. 9. 1923, 139 f., 18. 9. 1923, 9. 3. 1924 (NLS 
Ace. 46761126, BI. 139 f., 143, 228); sowie allgemein für Großbritannien: Pugh, Making, 
s. 244 ff. 
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Letztlich hielt sich aber auch der kommunalpolitische Erfolg der Edin­

burgher Labour Party nach 1926 in engen Grenzen, denn in den folgenden 

Jahren stieg die Zahl der Arbeitervertreter im Stadtparlament nur langsam 

an. Zu dieser Entwicklung hatte wohl auch die Formierung einer antisoziali­

stischen Abwehrfront im Gefolge des Labour-Wahlsieges von 1926 beige­

tragen, die sich im folgenden Jahr in einem spürbaren Anstieg der Wahlbe­

teiligung niederschlug. Der (bescheidene) Durchbruch von Labour in der 

Kommunalpolitik ließ auch in Edinburgh in den späten Zwanziger Jahren 

ein "bürgerliches Lager" Kontur gewinnen. Es sei zwecklos, kommentierte 

der konservative Scotsman, Edinburghs führende Tageszeitung, im Vorfeld 

der Wahlen von 1927, das Eindringen der Politik in die Lokalverwaltung zu 

beklagen. Die nicht-sozialistischen Parteien müßten vielmehr einen ebenso 

klaren Standpunkt formulieren wie Labour.92 Tatsächlich gingen nun die 

Parteiorganisationen von Konservativen und Liberalen dazu über, Kommu­

nalwahlen stärker als bisher zentral zu koordinieren. Liberals und Unionists 

einigten sich darauf, nicht gegeneinander anzutreten, wenn die Gefahr 

bestand, daß der Sitz von einem Sozialisten gewonnen würde. Schließlich 

schlossen sich die meisten nicht der Labour Party angehörenden Council­

lors, wenn auch nur lose, in einer Progressive Association zusammen, die 

bis in die späten 1960er Jahre die Stadtpolitik Edinburghs dominierte.93 

Ähnlich wie in Leipzig kandidierten also Liberale und Konservative 

gewöhnlich nicht als Vertreter ihrer Partei, sondern hielten als Moderates 

oder Progressives an ihrem alten Selbstverständnis fest, daß die lokalen An­

gelegenheiten nicht Sache der politischen Parteien sein sollten. Die Rhetorik 

des Unpolitischen und des Sachlichen blieb weiterhin zentraler Bestandteil 

der Legitimation stadtbürgerlicher Hegemonie. Ebenso galten Erfahrungen 

als erfolgreicher Geschäftsmann auch in der zweiten Hälfte der Zwanziger 

Jahre immer noch als beste Voraussetzung für eine ehrenamtliche Tätigkeit 

in der Stadtverwaltung. Die Progressive Association kam zwar ohne eine 

92 
Scotsman 31. 10. 1927, S. 8. 

93 V gl. St. Andrews' Unionist Association, Minute Book, 31. 5. 1923, 10. 11. 1926, 16. 11. 
1927; Western Edinburgh Division Unionist Association Minute Book Nr. 1, 21. 4., 14. 
1 0., 20. 12. 1927 (beide Edinburgh City Archives); sowie McCrone!EIIiott, Property, S. 
79-84. 
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elaborierte Bürgertumsideologie aus, aber wie beim Leipziger Bürgerbund 

diente letztlich die Gegnerschaft zur sozialistischen Arbeiterbewegung als 

gemeinsamer Nenner der unter ihrem Dach vereinten kommunalpolitischen 

Kräfte. 

VIII. Schlußbemerkungen 

Weder in Edinburgh noch in Leipzig gelang es der organisierten Arbeiter­

schaft bis Ende der 1920er Jahre, das Rathaus zu erobern. Dies wird man 

durchaus als Normalfall für deutsche und britische Großstädte betrachten 

können. Obwohl die Arbeiterparteien in den größeren Städten in Großbritan­

nien wie im Deutschen Reich bei Parlamentswahlen ihr bedeutendstes Wäh­

lerreservoir rekrutierten, hielten sich ihre Erfolge in den Kommunen selbst 

gewöhnlich in recht engen Grenzen. Auch in der Weimarer Zeit waren 

sozialdemokratische Oberbürgermeister deutscher Städte an einer Hand 

abzuzählen; und nicht nur im "bürgerlichen" Edinburgh blieben die Stadt­

verwaltungen unter der Kontrolle der alten Middle Class-Eliten.94 Nicht nur 

in dieser Hinsicht können Leipzig und Edinburgh bei allen örtlichen Beson­

derheitenpars pro toto für deutsche bzw. britische Städte stehen. Aus den 

Befunden einer vergleichenden deutsch-britischen Lokalstudie zu dem Rin­

gen zwischen Bürgertum und organisierter Arbeiterschaft um die Kontrolle 

der kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften läßt sich eine ganze 

Reihe von Aussagen und Thesen auf mittlerer Abstraktionsebene formulie­

ren, die über die lokalen Spezifika der Untersuchungsstädte hinaus auf 

nationale Muster weisen: 

I. Ein vergleichender Blick auf die Mandatsstärke der Leipziger und Edin­

burgher Arbeiterbewegung am Vorabend des Ersten Weltkriegs macht deut­

lich, daß sich ein einfacher Zusammenhang zwischen kommunalen Wahl­

rechten und der Stärke der Arbeiterbewegung bzw. Stabilität stadtbür­

gerlicher Machtposition nicht herstellen läßt. Beides hing ganz entscheidend 

94 Vgl. Fülberth, Konzeption, S. 34-37, 60-64; Christian Engeli, Städte und Stadt in der Wei­
marer Republik, in: Bernhard Kirchgässner/Jörg Schadt (Hg.), Kommunale Selbstverwal­
tung - Idee und Wirklichkeit, Sigmaringen I 983, S. 165 f.; Miller, Politics, S. 192-202. 
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davon ab, in welchem Maße die Dominanz der etablierten kommunalen Trä­

gerschichten und die expliziten und impliziten Regeln, auf denen sie 

beruhte, auch in den städtischen Unterschichten akzeptiert wurden. Die 

Legitimität stadtbürgerlicher Herrschaft beruhte in Edinburgh von daher vor 

allem auf einer relativ breiten Akzeptanz des Wahlrechts und der fortwäh­

renden Geltungskraft von Spielregeln, die parochialen Honoratioren als den 

"unpolitischen" Sachwaltern der "Interessen" des Stadtbezirks eine quasi­

natürliche Führungsrolle zugestanden.95 In Leipzig wurden die Spielregeln 

informeller Honoratiorenpolitik, die die Praxis der Rekrutierung der Bürger­

schaftsvertreter bestimmten, schon vor 1900 von einem größeren Teil der 

kommunalen Wählerschaft nicht mehr anerkannt. Für die stadtbürgerlichen 

Führungsschichten schien deshalb das gleiche Wahlrecht der Bürgerrechts­

besitzer, auch angesichts der relativ niedrigen Hürden für den Erwerb des 

Bürgerrechts, schon in den frühen 1890er Jahren kaum noch die Gewähr 

dafür zu bieten, ihren Hegemonieanspruch auf längere Sicht durchsetzen zu 

können. Die Änderung der Regeln durch die panikartige Durchsetzung eines 

von großen Teilen der Bürger- und Einwohnerschaft als ungerecht empfun­

denen Klassenwahlrechts wiederum trug zu einer weiteren Mobilisierung 

unterbürgerlicher und kleinbürgerlicher Wähler bei. So ist es zu verstehen, 

daß trotz eines die Unterschichten stark diskriminierenden Wahlrechts die 

Leipziger Sozialdemokratie bei den Wahlen zum Stadtparlament markant 

besser abschnitt als ihr Pendant in der schottischen Hauptstadt unter nomi­

nell wesentlich günstigeren Bedingungen. 

Die kommunalpolitische Stärke der sozialdemokratischen Arbeiterbewe­

gung und die Schärfe der Lagerkonfrontation mögen in Leipzig im Ver­

gleich zu anderen deutschen Großstädten besonders ausgeprägt gewesen 

sein. In Städten mit größeren katholischen Bevölkerungsteilen wurde das 

kommunalpolitische Gewicht der Sozialdemokratie oft durch den politi-

95 Vgl. in diesem Zusammenhang zum Konzept der "Deference" als typologische Kenn-
zeichnung der britischen poitischen Kultur: Kar! Rohe, Zur Typologie politischer Kultu­
ren in westlichen Demokratien. Überlegungen am Beispiel Großbritanniens und Deutsch­
lands, in: H. Dollinger (Hg.), Weltpolitik, Europagedanke, Regionalismus, Münster 1982, 
S. 58 1-596. 
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sehen Katholizismus begrenzt.96 Im Vergleich zu britischen Städten war 

aber das Verhältnis von Bürgertum und Arbeiterschaft bei allen Unterschie­

den im einzelnen vor 1918 von grundlegenden Gemeinsamkeiten bestimmt. 

Überall war das wohlhabendere Bürgertum durch Bürger- und Wahlrechte 

in solch krasser Weise privilegiert, daß die Arbeiterbewegung in den kom­

munalen Vertretungs- und Verwaltungskörperschaften praktisch von vom­

herein auf eine Minorität begrenzt und politischer Wettbewerb massiv ver­

zerrt wurde. Diese in starkem Maße rechtlich gestützte Herrschaftsposition 

des städtischen Bürgertums korrelierte gleichsam mit seiner defizitären kul­

turellen Hegemonie, der offenen Infragestellung der Position der stadtbür­

gerlichen Führungsgruppen durch einen mehr oder minder großen Teil der 

Einwohnerschaft. 

2. Diese unterschiedlichen Grundkonstellationen kommunaler Politik ver­

weisen auf nationale, nicht allein durch den Blick auf das lokale Handlungs­

feld zu erschließende Rahmenbedingungen. Daß Edinburghs Stadtväter sich 

vor 1914 nicht mit einer politisch hochorganisierten, militanten und zumin­

dest rhetorisch revolutionären proletarischen Bewegung auseinanderzuset­

zen hatten, hatte natürlich auch damit zu tun, daß sich die britische Arbeiter­

bewegung insgesamt in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts signifikant 

anders als etwa die deutsche entwickelt hatte . Sie sah sich zum einen keiner 

vergleichbaren staatlichen Repressiv- und Ausgrenzungspolitik ausgesetzt. 

Zum anderen scheinen die vergleichsweise größere Autonomie der Sphäre 

der Arbeitsbeziehungen, eine gut funktionierende kollektive Interessenregu­

lierung zwischen Facharbeiter-Gewerkschaften und Arbeitgebern, ein einge­

schränktes Parlamentswahlrecht und ein etabliertes landesweites Zweipartei­

ensystem der britischen Arbeiterschaft wenig Anreiz bzw. geringere Er­

folgschancen für eine frühzeitige politische Verselbständigung eröffnet zu 

haben. All dies trug dazu bei, daß in Großbritannien generell die Schärfe der 

Klassenfronten und ihre Vertiefung in der politischen Lagerbildung vor 

96 Vgl. Croon, Vordringen, S. 24 ff.; Friedrich Lenger, Bürgertum und Stadtverwaltung in 
rheinischen Großstädten des 19. Jahrhunderts. Zu einem vernachlässigten Aspekt bUrger­
lieher Herrschaft, in: Lothar Gall (Hg.), Stadt und Bürgertum im 19. Jahrhundert, MOn­
ehen 1990, S. 127 f. 
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1914 nicht die Dimensionen erreichten, die zur gleichen Zeit für Deutsch­

land zu konstatieren sind. Während sich also in Edinburgh und anderen 

britischen Städten eine eigenständige Arbeiterpartei erst seit der Jahrhun­

dertwende entwickelte, die auch dann noch in vielerlei Hinsicht als Junior­

partner der Liberalen agierte, steht Leipzig als Hochburg der Sozialdemo­

kratie in besonders markanter Weise flir eine Strukturierung der politischen 

Landschaft durch das scharfe Gegeneinander zwischen proletarisch-soziali­

stischer Bewegung und bürgerlich-"nationalem" Lager. 

· 3. Die unterschiedlichen Konstellationen soziapolitischer Lagerbildung 

wirkten auch auf das Profil der stadtbürgerlichen Führungsschichten und 

deren Herrschaftsposition zurück. Die Bedrohung durch eine militante Ar­

beiterbewegung begründete und festigte in Leipzig einen über die unmit­

telbar vom Klassenwahlrecht privilegierten besitzbürgerliehen und gewerb­

lich-mittelständischen Gruppen hinausreichenden antisozialistischen Kons­

ens, der sich für die Aufrechterhaltung und Legitimierung der Hegemonie 

der alten stadtbürgerlichen Führungsschichten vor 1918 als zentral erwies. 

Erst die Demokratisierung des Kommunalwahlrechts brachte die Realisie­

rung der zuvor vergebens vorgebrachten Partizipationsansprüche derjenigen 

sich dem Bürgertum zurechnenden Gruppen, die das Klassenwahlrecht fak­

tisch von einer eigenständigen Vertretung ausschloß, vor allem des "neuen 

Mittelstands" der unteren und mittleren Angestellten und Beamten. Diese 

tendenzielle "innerbürgerliche" Demokratisierung ging in den kommunalen 

Vertretungskörperschaften einerseits auf Kosten der alten stadtbürgerlichen 

Eliten. Andererseits barg die quasi von außen erzwungene Demokratisierung 

flir die sich nun zum bürgerlichen Lager formierenden Mittelklassen auch 

starke integrierende Kräfte, die eine dauernde Majorisierung des Stadtparla­

ments durch die sozialistische Arbeiterbewegung, wie sie die Wahl-Extrapo­

lationen der Vorkriegszeit vorausgesagt hatten, verhinderten. 

In Edinburgh trug das Festhalten am kommunalen Steuerzahlerwahlrecht 

nach 1 918 dazu bei, daß sich auch in den Zwanziger Jahren das Sozialprofil 

des Edinburgh Town Council nicht wesentlich änderte. Vor allem die Lower 

Middle C/ass-Arbeitnehmergruppen blieben deutlich unterrepräsentiert, und 

das soziale Gefälle zwischen Repräsentanten und Wählern bestand hier min-
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destens bis Mitte der Zwanziger Jahre unverändert weiter. Doch zwischen 

der Jahrhundertwende und den 1920er Jahren näherte sich die lokalpoli­

tische Grundkonstellation in Edinburgh tendenziell derjenigen in Leipzig an. 

Auch in der schottischen Hauptstadt formierten sich Middle Classes und 

Warking Classes zunehmend als politische Lager. Auch hier kam seit den 

Vorkriegsjahren eine Dynamik in Gang, die in Leipzig schon im letzten 

Drittel des 19. Jahrhundert zu beobachten gewesen war: Je mehr sich die Ar­

beiterbewegung politisch verselbständigte, je größere Ressourcen sie mobi­

lisieren konnte, je mehr sie den etablierten Parteien und den stadtbürger­

lichen Führungsschichten als Bedrohung erschien, desto enger rückten die 

liberalen, konservativen und anderen nicht-sozialistischen Kräfte in den 

städtischen Vertretungskörperschaften zusammen, desto mehr nahm ein 

politisch definiertes Bürgertum Kontur an. 

4. Insgesamt hatte aber die Labaur Graup im Edinburgh Tawn Cauncil En­

de der 1920er Jahre noch nicht einmal die relative Stärke der Leipziger 

SPD-Stadtverordnetenfraktion des Vorkriegsjahrzehnts erreicht. Dies deutet 

auf eine bemerkenswerte Stabilität der Legitimitätsbasis stadtbürgerlicher 

Hegemonie in der schottischen Hauptstadt hin, die wohl auch in vielen 

anderen britischen Städten zu konstatieren ist. Die Rhetorik des Sachlichen, 

des Unpolitischen und des Praktischen, mit der die etablierten bürgerlichen 

Honoratioren um die Gunst der Wähler in den Stadtteilen warben, hatte hier 

offenbar auch bei einem größeren Teil der Warking Class Ratepayers ihre 

Attraktivität und Glaubwürdigkeit noch nicht verloren. In Leipzig bean­

spruchte vor allem die Kommunalbeamtenschaft, diese Prinzipien zu 

vertreten, und der Oberbürgermeister und die besoldeten Stadträte übernah­

men nach dem Ende des Dreiklassenwahlrechts 1918 die Rolle eines Boll­

werks gegen die kommunalpolitischen Machtansprüche sozialistischer 

Stadtverordnetenmehrheiten. 

Dieser Befund steht in einem gewissen Widerspruch zu einer gängigen Les­

art der deutschen stadtgeschichtlichen Forschung, in der die professionelle 

Stadtverwaltung im Übergang vom 19. zum 20. Jahrhundert als eine Art 

Modernisierungsagent erscheint. Mit dem Aufbau der kommunalen Lei­

stungsverwaltung und der Bereitstellung sozialer Fürsorgeeinrichtungen hät-
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ten die leitenden Kommunalbeamten letztlich auch die Belange der Unter­

schichten vertreten. Dabei wird oft eine kommunalpolitische Grundkonstel­

lation gezeichnet, in der sich städtische Magistrate, bürgerliche Sozialreform 

und reformistische Arbeiterbewegung durch die Kongruenz praktischer Ziel­

vorstellungen im stillen Bündnis zusammenfanden gegen die stadtbürger­

lichen Honoratioren und die von ihnen bis 1918 dominierten Stadtparla­

mente.97 Das Beispiel der Stadt Leipzig läßt an der Stimmigkeit einer sol­

chen Lesart erhebliche Zweifel aufkommen. Zwar wird man im konkreten 

Einzelfall auch in Leipzig durchaus solche Konstellationen vor und nach 

1918 immer wieder ausmachen können. Doch sollte dies nicht den grund­

sätzlich engen Konnex zwischen stadtbürgerlichen Eliten und professio­

neller Verwaltungsspitze verwischen. In vielerlei Hinsicht verweist der kon­

fliktreiche Gegensatz zwischen sozialistischer Stadtverordnetenmehrheit 

und den Ratsbeamten, der die Leipziger Stadtpolitik in den 1920er Jahren 

bestimmte, auf die Problematik der alten bürokratischen Eliten in der Wei­

marer Republik.98 Wie in vielen deutschen Großstädten kann man auch in 

Leipzig eine bemerkenswerte Kontinuität der schon im Kaiserreich ernann­

ten Bürgermeister und Stadträte über die Zäsur von 1918/19 hinaus fest­

stellen. Der Leipziger Fall macht besonders deutlich, daß damit auch in den 

Kommunen eine tendenzielle Delegitimierung demokratisch gewählter Par­

lamente verbunden war. In dem von Ratsbeamten, Bürgerbund und großen 

Teilen der stadtbürgerlichen Öffentlichkeit geführten Diskurs über die "Poli­

tisierung" der kommunalen Selbstverwaltung und in den massiven Wider­

ständen gegen die Parlamentarisierung der Stadtverfassung verbanden sich 

obrigkeitsstaatliche Mentalitäten mit stadtbürgerlichen Herrschaftsstrate­

gien. 

97 Vgl. etwa Jürgen Reulecke, Geschichte der Urbanisierung in Deutschland, Frankfurt a.M. 
1985, S. 118-131; ähnlich: Ralf Roth, Stadt und Bürgertum in Frankfurt am Main, Mün­
chen 1996, S. 624-658. Kritisch dazu vor allem Friedrich Lenger, Großstädtische Eliten 
vor den Problemen der Urbanisierung. Ein deutsch-amerikanischer Vergleich 1870-1914, 
in: Geschichte und Gesellschaft 21 (1995), S. 313-337; ders., Bürgertum, S. 97-169. 

98 Vgl. hierzu auch: Frank Bajohr, Vom Honoratiorenturn zur Technokratie. Ambivalenzen 
städtischer Daseinsflirsorge und Leistungsverwaltung im Kaiserreich und in der Weima­
rer Republik, in : ders. u.a. (Hg.), Zivilisation und Barbarei. Die widersprüchlichen Poten­
tiale der Moderne, Harnburg 1991 , S. 66-82. 
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